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Deutſchland. 
0. ©. Candtags⸗ Verhandlungen. 


39. e be Abgeordnetenhauſes. (J. Februar.) 

11 Uhr. Am Miniſtertiſch Dr. Falk und Graf Itzenplitz mit mehreren 
Commiſſarien, ſpäter Graf Roon, Camphaujen, Graf Königsmarck, Dr. Leon: 
hardi und Graf zu ao : : : 

aPrafivent v. Forckenbeck zeigt den Eingang der Denkſchrift der katholi⸗ 
ſchen Biſchöfe bei dem Präſidium des Hauſes an, welche das Haus beſtimmen 
hu die Geſetzentwürfe betreffend die Vorbildung und Anſtellung ver Geiſt⸗ 
ichen und die Grenzen der Disciplinargewalt abzulehnen. Der Präſident 
a bie en der beſonderen Commiſſion für die kirchlichen Geſetze 
erwieſen. 

Der Cultusminifter erklärt ſich bereit, die Interpellation des Abg. 
v. Wierzbinski, die an der Spitze der heutigen Tagesordnung ſteht, ſo⸗ 
ſort zu beantworten. Dieſelbe iſt don den polniſchen Abgeordneten und 
zahlreichen Mitgliedern des Centrums, wie v. Mallinckrodt, Thiſſen, Reichen⸗ 
aue (Koblenz), v. Los, v. Schorlemer, v. Kehler u. A. unterſtützt und 
autet: 

„Aus welchem Grunde hat die königliche Staatsregierung ſich veranlaßt 
geſehen, in der letzten Zeit Verfügungen zu erlaſſen, welche im Widerſpruche 
mit den bisher geltenden geſetzlichen Beſtimmungen anordnen, daß 1) der 
Religions » Unterricht in den höheren Lehranſtalten des liger 
are nur deutſch, und 2) die polniſche Sprache als obligatoriſcher 

ehr⸗Gegenſtand nur bei dem St. Marien⸗Gymnaſium, der Realſchule in 
Poſen und dem 9 5 zu Oſtrowo ertheilt werde?? os 

Der Interpellant führt aus: Nach den früheren geſeßlichen Beſtim⸗ 
mungen wurde der Religionsunterricht in der Muttersprache ertheilt, alſo 
für die deutſchen Schüler deutſch, für die polniſchen polniſch. Am 16. Nos 
vember v. J. iſt die Verordnung ergangen, daß der Religionsunterricht nicht 
anders geſtellt fein folle, als die anderen Unterrichtsgegenſtande. Das it 
ungerecht, denn die anderen Unterrichtsgegenſtände werden hauptſächlich in 
deutſcher Sprache behandelt; dies fol nun auch für den Religionsunterricht 
gelten, trotzdem die polniſchen Schüler mindeſtens zwei Trittel der geſamm⸗ 
ten Schülerzahl bilden. Für die letzte Verordnung des Cultusminiſters habe 
ich keinen Grund finden können, der von dem Standpunkt der Moral, der 
Pädagogik oder Politik gerechtfertigt wäre. Sie wurde dann auch von der 
Iffentlichen Meinung mit der größten Entſchiedenheit aufgenommen. Mit 

echt entſcheidet man ſich bei einer Vergleichung der Lage der Polen in 
Preußen, reſp. in Rußland zu Gunſten des letzteren; denn die dortige Ver⸗ 
folgung wird wenigſtens durch den letzten Aufſtand begründet, während die 

geziſche Regierung durchaus keinen Grund dazu bak. Die „Neue Freie 
teile“ erklärt dieſe Sprachverordnung für eine Monſtruoſität, die vielleicht 
nur durch die Staatsraiſon gerechtfertigt iſt. Von einem cibilifirten libe⸗ 
ralen Staate ſollte man die Unterdrückung einer in der allgemeinen Cultur⸗ 
geſchichte fo hoch verdienten Nationalität am wenigſten erwarten. 

Es ift ein trauriges Zeichen der Zeit, ein eclatanter Beweis des mora: 
liſchen Rückſchrittes, ein ſchwarzer Fleck inmitten der glänzenden äußeren Er⸗ 
folge. Man arbeitet mit einem der franzöſiſchen Revolution würdigen Ter⸗ 
rorismus auf die Ausrottung der polniſchen Nationalität hin. Die Religion, 
welche die Grundlage einer jeden Erziehung fein ſollte, wird als Germani⸗ 
ſationsmittel gebraucht, indem man den Kindern bon ihrer früheſten Jugend 
an in einer fremden Sprache Unterricht ertheilt. Ein ſolches Syſtem wird 
unter den Auſpizien eines Cultusminiſters inaugurirt, welder als liberal 
bezeichnet werden muß. Wir verdammen keineswegs den Unterricht in der 
deulſchen Sprache, aber er darf erſt angefangen werden, wenn der Geiſt der 
Kinder entwickelt iſt. Wenn der primäre Unterricht in einer fremden Sprache 
eriheilt wird, fo werden die Kinder moraliſche und wiſſenſchaftliche Krüppel. 
Wenn man uns mit dieſer Germaniſation einen größeren Patriotismus ein⸗ 
flößen wollte, fo iſt dies ein bedauernswerther SR man leat nur den 
Stachel zu Unruhen in uns. Ein ae e taatsminiſter ſollte ſolchen 

rethum am allerwenigſten begehen. Er darf uns nicht in die Alternative 
tellen, entweder die deutſche Nationalität anzunehmen, oder die väterliche 
Scholle zu verlaſſen. : RER, ; 

Culfusminifter Dr, Falk: Sie werden mit mir cinberftanden fein, 
wenn ich mich an die Beantwortung der Interpellation felbft halte und ab: 
ehe von weiteren Ausführungen des Vorkedners über die Germaniſations⸗ 
Hel Ebenſo will ich auf die Specialverhältniſſe nicht eingehen, weil mir 
die Akten fehlen, um genaue Zahlen zu e Ich will nur betonen, daß 
die geſtellten Fragen gegenüber den rechtlichen und factiſchen Verhältniſſen 
ganz unrichtig gefaßt ſind. Es wird zunächſt davon geſprochen, daß gewiſſe 
pon dem Vorredner verleſene Beſtimmungen ſich im Widerſpruch mit den 
bisher geltenden geſetzlichen Beſtimmungen befinden. Die Inſtruction, auf 
welche der Vorredner verwieſen, iſt keine geſetzliche Beſtimmung; fie enthält 
gar nichts über den Unterricht in der polniſchen Sprache, ob er fakultativ 
oder obligatoriſch fein folle. Die Ordnung dieſes Verhältniſſes ijt lepiglich 
im Verwaltungswege erfolgt, kann alſo auch auf demſelben id abgeän⸗ 
dert werden. Außerdem beſtimmt die Inſtruction noch, daß der Religions⸗ 
unterricht in der Mutterſprache ertheilt werden ſolle. Dieſe Inſtruction iſt 
auf Grund einer allerhöchſten Genehmigung vom 20. Mai 1842 erlaſſen, 
die ſich nicht auf den Wortlaut, ſondern nur auf die Grundſätze derſelben 
bezieht. Zur Aenderung dieſer Grundſäte habe ich eine allerhöchſte Ermäch⸗ 
tigung nachgeſucht und erhalten. Die Praxis hatte ſchon vielfache Aende⸗ 
rungen auf dem Wege der Verwaltung nötdig gemacht. Wie ich zur Aen⸗ 
derung gekommen bin? Es wurde lebhafte Beschwerde theils durch Eingaben, 
theils in der Oeffentlichkeit darüber erhoben, daß durch die katholiſchen Reli⸗ 

ionslehrer der Unterricht im Deutſchen auſ's Aergſte vernachläſſigt werde. 

8 wurde darauf hingewieſen, daß ein Lehrer an einem Gymnajium, wo der 
größere Theil der Schüler deutſcher Zunge ijt, den Religionsunterricht nur 
auf die polniſche Sprache beſchränkt hahe. (Hört! hört! links) 

Dieſer Geſichtspunkt mußte eine ernſte Erwägung veranlaſſen. Es jollien 
beſonders auf dem Gebiete der Religion die Schüler nicht ausgeſchloſſen 
bleiben von dem Geiſt und Kraft der deutſchen Sprache. Eine Trennung 
des Religionsunterrichtes bis zur Spitze der Anſtalt hat den Uebelſtand, 
daß die Glaubensgenoſſen von einander getrennt werden. Dazu iſt dennoch 
Veranlaſſung genug gegeben und eine Einſchränkung an einer Stelle war 
ein Mittel zur Annährung. Ein anderer Uebelſtand war energiſch beton 
worden, vag nämlich die katholiſchen Deutſchen ihre religidſen Bedürfniſſe 
nur in untergeordneter Weiſe befriedigen können, weil es an Geiſtlichen 
95 die fähig ſind die katholiſche Lehre in deutſcher Sprache zu verbreiten. 
Die Regierung in Poſen hat mir berichtet, daß es in ihrem Bezirke nicht 
weniger als 39 Geiſtliche und Schulinſpectoren gehe, die der deutſchen 
Sprache nicht ausreichend mächtig feten, um eine deutſche Predigt zu halten 
oder eine Schule zu infpiciren. (Hort! Hört! links.) Der Staatsregierung 
war die Macht nicht gegeben bei einer weiteren Entwicklung der jungen 
Männer ihr Auge offen zu halten und einzugreifen; es geht aber aus jenen 
Anſtalten eine ganze Reihe Gymnaſtaſten hervor, die ſich dem geiſtlichen 
Berufe widmen; und da war es wohl einer Erwägung werth, ob nicht 
innerhalb des Gebietes, wo die Staatsregierung etwas zu ſagen hat, etwas 
geſchehen folle, um einen Grund für vie Befähigung zur künftigen Abhal⸗ 
tung deutſcher Gottesdienſte zu legen. Das ijt nicht moglich, wenn ihnen 
in keiner Weile in deutſcher Sprache viejenigen Elemente zugeführt werden, 
die in dem Gottesdienſte nothwendig ſind. Ich wandte mich zunächſt an 
das Provinzial⸗Schulcollegium, um mich über die Thatſachen zu vergewiſſern, 
und ein Gutachten einzufordern. Der Religionsunterricht wurde an den 
meiſten Gymnaſien in deutſcher Sprache ertheilt, mit aushülfsweiſer An⸗ 
wendung der polniſchen Sprache; in polniſcher Sprache nur in drei Gym⸗ 
naften. Die Meiſten ſprachen ſich für den Religions⸗Unterricht in deutſcher 

prache aus, nur zwei Directoren, polniſcher Nationalität, ſprachen 

Noe die Directoren des Mariengymnaſiums und der Realſchule in 

oſen. 

Dies war die Meinung der Mehrheit; die Minderheit ſprach ſich für den 
Religionsunterricht in der Mutterſprache aus. In dem Satze: der Reli⸗ 
Maß wuerricht muß in der Mutterſprache ertheilt werden, iſt ein großes 

aß Wahrheit enthalten; ob man aber berechtigt ſei, dieſen Satz zu einem 
pädagogiſchen Dogma zu erheben, darüber können wir bei einer anderen 
Gelegenheit reden. Was die Gymnaſien und e betrifft, ſo gehört 
der Religionsunterricht in erſter Linie nicht zur Erbauung, ſondern es find 


Lernſtunden, es handelt ſich um bibliihe und Kirchengeſchichte. Es iſt ferner 
darauf hingewieſen, daß der Religionsunterricht das wichtigſte Erziehungs: 
mittel ſei, daß er auf das Gemüth zu wirken habe. Aber dies ſollen auch 
andere Unterrichtsgegenſtände thun, z. B. der Unterricht in der Geſchichte 
und Literatur. Er darf alſo auf keiner anderen Stufe ſtehen, als Diele 
Gegenſtände. Daher wird er in den unteren Klaſſen in der polniſchen 
Sprache ertheilt, in den oberen Klaſſen, von Tertig aufwärts, in der deut⸗ 
chen Sprache, welche dort die Unterrichtsſprache iſt. Wo aber die polniſche 
Sprache ausſchließlich oder zum großen Theile die Unterrichtsſprache ift, wird 
auch der Religionsunterricht in derſelben ertheilt. Was den zweiten Punkt 
der Interpellation betrifft, ſo iſt allerdings nur in den genannten Gym⸗ 
naſien der Unterricht in der polniſchen Sprache obligatoriſch; bei allen an⸗ 
deren fakultativ. Es iſt, wie es ſcheint, einſtimmig vom Schulcollegium das 
Gutachten abgegeben, daß der obligatoriſche Unterricht in der polniſchen 
Sprache für die deutſchen Schüler erfolglos und nachtheilig iſt, weil es 
häufig für einen in eine höhere Klaſſe eintretenden Schüler unmöglich iſt, 
das früher Dageweſene nachzuholen. Für die polniſchen Schüler, die ſich 
für ihre Mutterſprache intereſſiren, iſt die Möglichkeit zur Ausbildung in 
derſelben vorhanden. Es iſt beſonders wegen der Einheitlichkeit für die 
Schüler nothwendig, die Obligation in Wegfall zu bringen, um die deutſchen 
Schüler nicht unndthig zu belaſten. Für die polniſchen Schüler iſt um fo 
weniger Gefahr vorhanden, als ſie eben durch den fakultativen Unter⸗ 
einne Möglichkeit haben, in ihrer Mutterſprache ſich weiter auszubilden. 
(Beifall. E 

Auf den Antrag v. Mallindrodt’s, der von den Polen, dem Centrum, 
den Abgeordneten v. Gerlach und v. Bockum⸗Dolffs unterftügt wird, dritt 
15 Haus in eine weitere Discuſſton des Gegenſtandes der Inter pella⸗ 

ion ein. 

Abg. v. Mallinckrodt: Der Religionsunterricht muß nothwendig in 
der Mutterſprache ertheilt werden, weil er nur ſo zu Herzen ſprechen kann. 
Er iſt auch an und für ſich Selbilgwed und die Bemerkung des Miniſters, 
es folle der Geiſt der deutſchen Sprache dabei mit zur Geltung kommen, 
kann in keiner Weiſe Platz greifen. Die Tendenz der Regierung bei dieſer Maß⸗ 
regel wird am beſten aus den Zahlen klar, die der Interpellant mitgetheilt hat. 
Danach find in den fath. reſp. Simultangymnaſien undſqealſchulen in Poſen 
491 Polen gegen 54 katholiſch⸗deutſche Schüler. Danach ſieht es doch aus, 
als wenn man wünſchte, daß die Deutſchen kein Polniſch lernen. Wie kann 
man ſich da wundern, daß der Gegenſchlag eintritt, und die Polen mit 
aller Energie ſich weigern, Deutſch zu lernen? Ich ſehe in dieſer Maßregel 
wieder nur den Verſüch, die polniſche Sprache mehr und mehr zu verdrän⸗ 
gen und die polniſche Nationalität in einer nicht freien, ſondern Ba 
indirect zwangsmäßigen Weile zu germaniiven. Die Folge folder Maß⸗ 
nahme kann nur fein, daß auf der einen Seite bei der deutſchen Bevolke⸗ 
rung der dortigen Provinz ſich eine Neigung zu rückſichtsloſer Ausübung 
der Herrſchaft geltend macht, während bei den Polen mehr und mehr ein 
tiefer Haß Wurzel ſchlägt (Sehr wahr! im Centrum). Dieſe beiden Mo: 
mente müſſen auf die geſammten Zuſtände vergiftend wirken, vergiftend 
auch in ſitllicher Beziehung auf beide Nationalitäten; wir haben daher alle 
Veranlaſſung, gegen ſolches Vorgehen es offen auszuſprechen. Es iſt bier 
im Hauſe fo oft und mit Recht auf die deutſche nationale Begeiſterung hin⸗ 
gewieſen worden, aber wenn daneben das Bewußtſein tritt von deuiſch⸗ 
nationgler Ungerechtigkeit gegenüber den benachbarten Nationen, ſo muß 
dieſe Begeiſterung mehr und mehr exftiden: Wir können uns Deutſchen 
felbft leinen großeren Dienſt leiſten, als wenn wir den Nationalitäten, die 
unſerem Reiche angehören und keine Deutſche fino, ſtrenges Recht und volle 
Gerechtigkeit gunas 9 0 im Centrum.) : 

Abg. v. Gerlach: Ich halte die Zuſtände, wonach auf folde Weiſe 
gegen das Polenthum, aber zugleich gegen die katholiſche Kirche von der 
Regierung vorgegangen wird, als höchſt traurig für das ganze deutſche Reich. 
Die Deuiſchen und die evangeliſche Kirche ſtehen als der mächtigere Theil 
in Preußen und im Reiche da gegenüber den Katholiken, aber ſie ſind in 
unlöslicher Verbindung wie in einer gemiſchten Ehe, wo die evangeliſche 
Kirche der Mann, die katholiſche das Weib ijt. Daher muß die letztere mit 
äußerſter 9 7 und Schonung von dem erſteren behandelt werden. 
Friedrich Wilhelm III. hat in dem eee pate vom Jahre 1815 
den Polen die volle Wahrung ihrer Nationalität, Sprache und Religion 
zugehen Wir ſollten uns hüten, an dieſer Zuſage zu rütteln. 

amit ift die Interpellation erledigt und das Haus geht nunmehr zum 
Etat der Eiſenbabn⸗Verwaltung über, deſſen zweite Beralhung Prä⸗ 
ſident v. Forckenbeck durch folgende Mittheilung eröffnet: Mir iſt ein 
Schreiben des Herrn Minifterpráfiventen zugegangen, das ich demnächſt durch 
den Schriftführer verleſen laſſen werde. Ich bemerke, daß ich dieſes Schrei⸗ 
ben dem Abg. Lasker vorgelegt habe, daß mir derſelbe in Folge deſſen die 
Erklärung abgegeben hat, daß er den in dem Schreiben berührten Gegen⸗ 
ſtand, wie er bereits en e habe, in den Verhandlungen dieſes Hauſes, 
ſobald es die Tagesordnung erlaubt, weiter verfolgen werde. n 

Zunächſt wird alſo folgendes Schreiben des Miniſterpräſidenten 
an den Präſidenten des Haufes, d. d. 31. Januar 1873, verleſen: 

Hochwohlgeborner Herr! Hochgeehrter Herr Präſident! Wie Ew. Hod: 
wohlgeboren bekannt, hat der Abgeordnete Herr Laster in der Sitzung des 
gan der Abgeordneten vom 14. d. bei Gelegenheit der Debatten über die 

iſenbahn⸗Anleihe (neben entſprechenden Jaſinuationen über den Fürſten 
Putbus und den Prinzen Biron) auch in Betreff des Wirklichen Geheimen 
Ober⸗Regierungsrathes Wagener behauptet, daß derſelbe — ſei es durch 
tadelnswerthe Begünſtigung Seitens des Herrn Handelsminiſters oder durch 
Mißbrauch ſeiner eigenen amtlichen Stellung — drei Couceſſionen zu Gifen: 
babnbauien erhalten und von dieſen die eine, nämlich die zu der Pommer⸗ 
{hen Centralbank (Conitz⸗Wangerin) zu feinem Privatnutzen verkauft habe. 

Daß es ſich im vorliegenden Falle um Irrthümer handelt, dürfte aus 
dem Nachfolgenden aufs Unzweiveuligſte hervorgehen. Der Herr Abgeord⸗ 
nete Lasker hat nun zwar ſeine unrichtige Behauptung in Betreff des Prinzen 
Biron zurückgenommen, als er ſich einer derartigen Erklärung nicht ent 
ziehen konnte, in Betreff des Geheimen Raths Wagener dagegen bisher 
Stillſchweigen beobachtet, obwohl ihm die Richtigkeit einer en in 

olge der bezüglichen officidien Berichtigung ber „Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung“ wohl hätte e werben ſollen. Nach dieſen Vorgängen ver⸗ 
mag ich nicht zu beurtheilen, ob und welchen Gebrauch Herr Lasker etwa 
künftig von dem ihm zustehenden Rechte der Rede machen wird, um feine 
Pflicht dem Herrn Geheimen Rath Wagener gegenüber zu erfüllen. 

Um ſo mehr aber habe ich, als der oberſte Vertreter des Preußiſchen 
Beamtenthums und der einzige dienſtliche Vorgeſetzte des Geheimen Rathes 
Wagener, Veranlaſſung nehmen müſſen ſowohl im Intereſſe des Amtes als 
um Schutze eines vielleicht mit Unrecht verdächtigten Untergebenen, die cits 
chlagenden Thatſachen aufs eingehendſte amtlich zu unterſuchen. Hier das 
Reſultat der bezüglichen Ermittelungen. 

I. Das Project Conitz⸗Wangerin, ſeit eiwa 10 Jahren im Gange, haben 
mehrere Comite s vergeblich berſucht zu Stande zu bringen. Demnächſt 
bat die Berlin⸗Steltiner Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, auf Veranlaſſung des Herrn 
Hahn feel die Vorarbeiten ausgeführt und gleichzeitig die Richtung der 
Bahn feſtgeſtellt. 5 f : 

Nach dieſer Feſtſtellung hat die Berlin⸗Stettiner 1 jedoch die 
Ausführung der Bahn wiederholt verweigert, weil der Herr Handelsminiſter 
die geſtellte Bedingung einer Zinsgarantie Seitens des Staates ablehnen 


mußte. 

Erſt nach dieſer Ablehnung hat der Geheime Rath Wagener, veranlaßt 
durch ſeine Eigenſchaft als langjähriger Vertreter zweier betheiligter Kreiſe 
und als R ttergutBbefiker im Neuſtettiner Recife, in Verbindung mit dem 
Bankdirector Schuſter und dem Banquier Oder, beide ebenfalls Grundbeſitzer 
in den betheiligten Kreiſen, auf Grund des am 13. Juni 1870 notariell 
vollzogenen Statuts, eine Actien⸗Geſellſchaft gebildet und an biefe, nicht an 
die genannten Perſonen iſt die fragliche Conceſſion, wie die Coneeſſtons⸗ 
und Beſtätigungs⸗Urkunde vom 5. Juli 1870 (Geſ.⸗S. 1870 S. 485) ergiebt, 
zum Bau der Bahn Wangerin⸗Conitz ertheilt worden. 

Es kaun daher weder von Begünſtigung eines hochgeſtellten Beamten 
Seitens der die N 
Mißbrauch die Rede fein, da, wie ſchon bemerkt, ſelbſt die Ri 110 
Bahn, ſowie ſie durch die Berlin⸗Stettiner Geſellſchaft als die zweckma 
feſtgeſtellt war, durch die Conceſſionirten nicht abgeändert worden iſt. 


— 


— 
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Vierundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


onceſſton qu. ertheilenden Behörde noch von einem met 
er 
igite 


eitun 


edition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle 
aten Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


— den 8, Bebrnar 1873. 


Dhihon es damals den Beamten nicht unbedingt unterfagt war, ſich an 
derartigen Unternehmungen zu betheiligen, fo hat doch der ꝛc. Wagener die 
Erlaubniß ſeines damaligen Chefs ausdrücklich erbeten und — wie ſich aus 
den Acten ergiebt — unter dem 12. März 1870 erhalten. 

Da die Conceffion alſo nicht dem ac. a ſondern der bon den drei 
genannten Perſonen gebildeten Actien⸗Geſellſchaft, und zwar — beiläufig 
bemerkt — zu einer für derartige Unternehmungen recht ungünſtigen Zeit 
ertheilt worden ijt, fo hat ein Verkauf over eine ſonſtige Abtretung derſelhen 
durch den Genannten auch nicht ſtaltfinden können; eine ſolche Beſitz⸗ 
veränderung hat aber überhaupt nicht ftattgefunden, vielmehr wird die Bahn 
von der Geſellſchaft in Regie gebaut. Eine Veräußerung der der qu. Gee 
ſellſchaft ertheilten Conceſſion hätte übrigens nicht bewirkt werden können 
ohne vorherige Genehmigung des Herrn Handelsminiſters und Seiner 
Majeſtät, eine Genehmigung, die weder ertheilt noch nachgeſucht worden iſt. 

Um alle ſpäteren Verdächtigungen gegen die Begründer der Geſellſchaft 
von Haufe aus auszuſchließen, iſt in dem § 56 der Statuten die Beſtim⸗ 
mung aufgenommen, daß die Gründungskoſten von der erſten General⸗Ver⸗ 
ſammlung feſtgeſetzt werden follen. Dies iſt geſchehen durch die conftituivende 
Generalverſammlung der Actionäre vom 29. December 1870 für ſolche, auf 
Grund der vorgelegten Bücher und Rechnungen, in a von 40,000 2) Ir. 
einſtimmig feſtgeſtellt worden, eine Summe, welche gewiß hinter dem zul da 
bleibt, was bisher an Gründungskoſten für irgend eine Eſſenbahngeſellſchaft 
verausgabt worden iſt. Dieſer Beſchluß iſt damals offiziell bekannt gemacht 
worden. Außerdem hat — was hier, um die irrthümlich vorgekommenen 
Beſchuldigungen möglichſt aufzuklären, ausdrücklich anzuführen ijt — zwi⸗ 
chen den Hekren Schuſter u. Co. auf der einen und Herrn Wagener auf 
der anderen Seite im November 1871 eine Auseinanderſetzung, jedoch nur 
in Betreff der von den Genannten gemeinſchaftlich beſtellten Caution ſtattge⸗ 
funden, da im Monat December 1871 die bis dahin in Effecten hinterlegte 
Caution in baarem Gelde beſtellt werden ſollte und die hinterlegten Effec⸗ 


— 


ten während des Krieges zum Theil nicht unerheblich im Courſe geſtiegen 


waren. Das betreffende ſchriftliche Abkommen ift mir im Originale borges - 
legt worden. Daſſelbe war indeß auf die Stellung des Geheimen Raths 
Wagener zu der Eiſenbahngeſellſchaft ohne Einfluß. Derſelhe ijt daher 
Mitglied des Aufſichtsraths der pommerſchen Centralbahn geblieben, und 
zwar bis zum 20. December v. J., wo derſelbe in Folge feiner Beförderung, 
feinen Austritt erklärt und, daß dies geſchehen, unter dem 3. Januar c. 
amtlich angezeigt hat. II. Was nun die beiden anderen angeblichen Con⸗ 
ceſſionen für die Strecke Belgard⸗Poſen anbelangt, fo ijt in dieſer Beziehung 
bereits durch den Handelsminiſter amtlich conſtatirt worden, daß es ſich hier 
Fran nur um eine Linie handle und daß für die gedachte Strecke 
überhaupt noch keine Conceſſion ertheilt, ja, daß die Vorarbeiten noch nicht 
einmal vollendet ſeien. Der Jerthum des Herrn Lasker, als wenn es ſich 
für die Linie Belgard⸗Neuſtettin⸗Schneidemühl⸗Poſen und zwei Conceſſionen 
gehandelt habe, iit vielleicht dadurch veranlaßt, daß eine hiefige große Firma, 
zu welcher Herr Lasker als Rechtsanwalt Beziehungen haben ſoll, ſich um 
die Strecke Schneidemühl⸗Poſen, als um den rentabelſten Theil, beſonders 
beworben hat. 

Pe dem Vorſtehenden wollen Ew. Hochwohlgeboren geneigteſt ent 
nehmen, s 

1) daß die Königliche Staatsregierung zwar niemals verabſäumen wird, 
unſtatthaften Betheiligungen der Beamten an induſtriellen und finanziellen 
Operationen mit dem ganzen Gewicht ihres Aufſichtsrechtes und ihrer 
Aufſichtspflicht entgegenzuwirken; daß ſie es daher für geboten erachtet, 
is Veſchulvigungen nach Kräften aufzuhellen, um etwaige Uns 
15 eigen abzuſtellen und ohne Anſehen der Perſon angemeſſen zu 

erfolgen; 

2) daß ſie aber auch nicht weniger für ihre Pflicht hält, die Beamten 
namentlich dann öffentlich in Schutz zu nehmen, wenn ſie — wie im vor⸗ 
10 Falle — in ihrer Jutegrität, unter Umſtänden angegriffen werden, 
welche den Schutz durch den Strafrichter ausſchließen. 

Indem ich Ew. Hochwohlgeboren die geeignete Verwendung biejer 
auf amtlichen Erhebungen beruhenden Mittheilung ganz ergebenſt anheim⸗ 


ſtelle, habe ich die Ehre mich zu . als Ew. Hochwohlgeboren 


ergebenſter r. v. Roon, 

; Generalfeldmarſchall und Minifterpräfivent. 
Miniſterpräſident Graf v. Roon. Ich will mich lediglich auf 
eine einzige Bemerkung beſchränken. Als ich den Brief geſchrieben hahe, 
war mir d ieſes on 5 daß Herr Lasker zu einer großen Firma in Berlin 
als Rechtsanwalt in Beziehungen ſtehen ſollte, mitgetheilt worden. Ich 


Aus mich verpflichtet zu erklären, daß ich mich ſeitdem, geſtützt auf glaub: 


hafte Ausſagen überzeugt habe, daß das nicht der Fall iſt (hört! poy und 
ich bedauere daher, daß ich mich durch einen Irrthnm habe verleiten laſſen, 


eine Aeußerung dem Briefe einzuverleiben, die beſſer unterblieben wäre. 
(Sehr gut! Beifall!) : 


Abgeordneter Lasker; Meine Herren! Ich danke zunächſt dem Herrn 
Miniſterpräſidenten, daß er thatſächlich porweg geſchickt hat, was nach der 


Auffaſſung des Hauſes als eine Anfinuation gegen meine Ehre gerichtet war; 


das Haus hat dieſe Bemerkung ſo aufgefaßt, und der Herr Miniſterpräſident 
ſcheidet ganz und gar mit feiner Verantwortlichkeit für dieſen Paſſus aus, 
ſoweit eß ſich darum handelt, eine derartige Behauptung aufrecht zu erhal⸗ 
ten. Ich muß jevoch zur vollen Klarheit dem Haufe mittheilen, daß, ſeitdem 
ich Rechtsanwalt bin, ich niemals ein Rechtsanwalts⸗Geſchäft vollzogen habe 
(Heiterkeit), daß ich, als dieſer Paſſus mir vorgezeigt wurde, uicht einmal 
gewußt habe, welche Firma damit gemeint fein könnte, und daß ich nie mit 
irgend einer Firma über irgend eine Eiſenbahn nach meiner Erinnerung je 
in meinem Leben ein Wort geſprochen habe. Noch weiter, meine Herren, ich 
habe, und das muß ich vorausſchicken, wenn es darauf ankommen wird. 
Glaubwürdigkeit gegen Glaubwürdigkeit zu ſetzen — ich babe mein ganzes 
Leben darauf eingerichtet, daß jeder Schritt bon mir die öffentliche Prüfung 
in Beziehung auf Geldangelegenheiten derartig 100 kann, daß ich alles 
zurückgewieſen habe, was nicht allein in directem Widerſpruch, ſondern über⸗ 
haupt in irgend eine Concurrenz mit meiner öffentlichen Thätigkeit treten 
könnte. (Sehr wahr! links). Nicht nur dies, ſondern überhaupt lin Bezie⸗ 
hung auf die Pflicht eines Abgeordnelen in parlamentariſcher Beziehung 
geſtatten Sie mir aus meinem Leben eine einige Mittheilung zu machen. 
Als ich im Wahlkreiſe Meiningen zum erſten Mal als Fremder vorgeſchla⸗ 
gen wurde zur Wahl für den Reichstag, da bewegte den größten Theil 
meines Wahlkreiſes die Frage, ob durch denſelben eine neue Eiſenbahn ge⸗ 
legt werden ſolle, und die Erfüllung dieſes Wunſches wurde von der Reichs⸗ 
regierung und Preußen in Ausſicht genommen. : : 
Mein Gegner im Wahlkampf war cin Meininger, der übrigens meine 
politiſche Thätigkeit anerkannte, aber vorgab, er würde die Intereſſen Mei⸗ 
ningens beſſer wahren können und in einer Verſammlung von Landmän⸗ 
nern hervorhob, er würde den Meiningern die Eiſenbahn verſchaffen können. 
Darauf forderte mich das ſich für mich intereſſirende Comite auf, mich über 
meine eventuelle Thätigkeit bei der Bahnſache zu äußern. Ich lehnte aber 
jede ſolche Aeußerung ab, und als mich ein Freund dennoch darüber bee 
fragte, erklärte ich vor den Landmännern, es gäbe Perſonen, die ihre Wähler 
zu beſtechen verſuchen könnten und ihnen den Privatportheil zuwen deten. 
Es gäbe aber auch eine Beſtechung, wobei man im Allgemeinen Verſpre⸗ 
chungen mache, und deshalb ich mich jeder Aeußerung über mein Verhalten 
zu dem Eiſenbahnproject enthalte. Da traten die Landleute zu mir heran 
und ſagten: Sie find unſer Candidat! So viel Sinn war noch unter den 
Wählern, wie ein Abgeordneter von allen dieſen Dingen ſich pen halten ſoll. 
(Beifall.) Demnach werden Sie ſehen, ob bei dem Entwurf dieſes Schrift⸗ 
ſtückes, welches, wie ich annehme, nicht perſönlich vom Miniſterpräſidenten 
ausgegangen ſein mag (Heiterkeit), das paßt, daß mir Infinuationen von 
vornhern über den Fürſten Putbus und Prinzen Biron vorgeworfen werden 
und dann ein Paſſus aufgeworfen wird, der von Hauſe aus mit dieſem 
Namen meiner Meinung nach eher hätte bezeichnet werden müſſen. J 
muß einen zweiten Punkt vorweg nehmen. Eine Höflichkeit, die ich au 
Grund einer Mittheilung eines mir lieben Collegen in dieſem Hauſe gegen 
den Prinzen Biron hier vollzogen habe, bringt mir nun den Vorwurf ein, 
daß ich eine Unrichtigkeit hätte zurücknehmen müſſen mit dem etwas ſehr 
pilanten Zuſatz, „als ich nicht mehr anders gekonnt hätte“. Ich brauche 
kaum zu behaupten, daß ich aber die in der früheren Verhandlung anges 


= führten Thatſachen aufrecht erhalte und mit genügenden Beweiſen belegen 
werde. (Hört! links.) 

36 hatte alfo behauptet, der Fürſt Biron hätte Vortheile gezogen und 
ich ihn nicht einmal perſönlich genannt, ſondern geſagt, die genannten Per⸗ 
fonen hätten ſich Vortheile für die Conceſſion zuwenden laſſen. Der Fürſt 
ließ mir ſagen, daraus ſcheine hervorzugehen, als ob er auch mit einbe⸗ 
griffen ſei unter dieſen Perſonen und das laſte ſchwer auf ihm; er könne 
mir aber beweiſen, daß er kein Geld auf Grund dieſer Conceſſion erhalten, 
und ich ſollte dies dem Haufe mitteilen. Ich erwiverte, ich fei bereit, da 
dem Fürſten Gelegenheit fehle zum Lande zu ſprechen, das mitzutheilen, 
was er mir mitgetheilt, aber auch meine Bemerkung daran zu knüpfen 
um zu zeigen, wie fic) beide Behauptungen zu einander verhalten. Darau 
wurde mir von demſelben Collegen geſagt, es fei dem Fürſten doch lieb, 
wenn die Widerlegung ſo ſchnell als möglich kommen könnte, ob ich denn 
nicht das Wort dor der Tagesordnung ergreifen könnte. Ich erwiderte 
darauf, daß ich vorher das Haus nicht ſo lange in Anſpruch nehmen könnte, 
um eine vollſtändige Nachverhandlung über einen fremden Gegenſtand zu 
führen; wenn aber dem Fürſten etwa durchaus daran liege, die Sache 10 
gleich zur Verhandlung zu bringen, fo möge er einen Brief an den Praſi⸗ 
denten des Hauſes richten, der nach ſeiner gewohnten Praxis dieſen Brief 
den Abgeordneten vorzuleſen pflege, und ich würde mich dann für ver⸗ 
pflichtet halten, ſobald ich das Wort erhalte, dieſe Mittheilung zur Kenntniß 
des Hauſes und des Landes zu bringen, und ich ſetze hinzu, freilich würde 
ich auch gezwungen ſein, weitere Modificationen eat pee ſo daß das 
Mitglied meinte, dieſe weitere Hinzufügung könnte die Sache verdunkeln 
und ich gab auch darauf zu, die Dtodificationen bei dieſer Gelegenheit weg⸗ 
zulaſſen und nur zu it ern ich das nächſte Mal darauf zurückkommen 


— 


würde. So hat denn der Prinz dieſen Brief zu Händen des Brafiventen 
gebracht und fo hat fi der Vorgang im Hauſe ereignet.) 

Die Gelegenheit tft nun nach langer Zwiſchenzeit zu meinem Bedauern 
erſt heut vorhanden, und auch ohne die ſehr pikante Anregung des Miniſter⸗ 
Präſidenten, daß ich eine Unrichtigkeit zurückgenommen hätte, als ich nicht 
anders mehr gekonnt, die Thatſache an ihrer Stelle mitgetheilt. Jetzt aber 
muß ich fie zurückweiſen, denn vor allem iſt hier noſhwendig, daß kein 
Schatten a meiner Glaubwürdigkeit haften bleibt. Nun vidtig tft, daß 
der Herr Prinz Biron kein Geld bekommen hat, daß er leine Abfindung 
bekommen hat von der Geſellſchaft, aber, meine Herren, dieſe Abfindungen 
waren ihm in Höhe von 100,000 Thlr. Stammactien zugeſichert (hört! hört!), 
und ſpäter haben die Contrabenten den Einwand gemacht, daß die Meinung 
geweſen fei, es ſollten dieſe 100,000 Thlr. Stammactien gegen Vollzahlung 
ibm gegeben werden, während Prin Biron mit einer e zuſammen⸗ 

alben iſt, von der ich glaube, daß ſie weder ſeiner geſellſchaftlichen Stel⸗ 
lino noch feinen ſonſtigen Verhältniſſen im Lande ſehr conform ijt, und 
ch werde von dem Augenblicke an, wo die Geſellſchaft ſich getheilt hat, eine 
weitere Scheidewand zioiſchen den beiden Theilen machen. Aber meine 
Herren, thatſächlich ijt, daß der Prinz Biron die Forderung geltend gemacht 
bat, daß ihm die 100,000 Thlr. Stammactien gegeben werden ſollten, er hat 
fie nur nicht erhalten. (Hört, hört! Heiterkeit!) Das iſt die Bemerkung des 
Herrn Prinzen auf Grund eines ſchwindelhaften Einwandes. Nun hatte 
mir der Prinz geſchri ben, daß er kein Geld bekommen habe, dieſer Brief 
ftand nicht in Widerſpruch mit meiner Behauptung und ich habe aus Hof: 
lichkeit bei der Verhandlung mit den beweiſenden Seen meinen verehrten 

erren Collegen, jede Bemerkung damals weggelaſſen, um nicht eben auf 
ängere Zeit ein falſches Licht auf jenen Herren ruben zu laſſen, und die 

öflichkeit wird mir dahin gelohnt, daß in einer offictifes Zuſchrift des 
as Miniſterpräſidenten behauptet wird, ich hätte eine Unrichtigteit zurück⸗ 
genommen, als ich nicht mehr anders gekonnt. 

Woher wußte der Herr Minifterpráfivent, daß ich nicht mehr anders ge: 
konnt? War er Theilnehmer bei der Verhandlung? Wenn der Herr Minifter: 
präſident ſich erkundigt hätte bei denen, die die Verhandlung geführt, fo 
würde er gewußt haben, daß ich mich vom erſten Tage an ſo verhalten habe, 
wie ich mich verhalten habe, weil mir jeder Angriff auf eine Perſon bei 
dieſer Frage vollſtändig fern liegt; weil ich nur das Intereſſe des Landes 
dabei im Auge habe und weil ich mich überhaupt ſchwer le babe, 
dieſe Angelegenheit anzuregen. Ich that es, weil fih Jahrelang in dieſem 
Haufe keine Stimme erhob, um das geltend zu machen, was in Gruppen 
viele Jahre hier durchweg erzählt worden iſt. (Sehr richtig! Sehr wahr!) 
Meine Herren! Ich werde mich nur über dieſen einen Punkt auseinander⸗ 
ſetzen, und vorweg die Behauptungen, die über den Herrn Wagener hier ge⸗ 
macht worden und die glücklicherweiſe durch eine ſo hohe Autorität vertreten 
ſind, ins richtige Licht zu ſetzen. eine Herren! eit ich in dies Haus 
eingetreten, bat man mich wohl für den neutralſten Mann in Beziehung 
auf Eiſenbahnverwaltung in dieſem Hauſe gehalten. Jedes Mitglied des 
Hauſes und vie Vertreter der Regierung werden mir bezeugen, daß ich, ein 
font nicht ſeltſamer Sprecher (Heiterkeit), in Eiſenbahnverhandlungen bis 
u dieſer Seſſion nie das Wort genommen habe. Mir waren durchaus nicht 
ſchone und der Erklärung bedürftige Dinge zu Ohren gekommen, und ich 
habe Mitglieder dieſes Hauſes um Information darüber gebeten, um klar 

u werden. Ja, der Director der Eiſenbahnabtheilung im Miniſterium, der 

orgänger des jetzigen, hat feine Entlaſſung ganz plötzlich genommen, und 
ich habe erſt nach einiger Zeit erfahren, daß dieſer Mann, vor dem ich die 

ochſchätzung habe, wie vor jedem würdigen Staatsbeamten, eine Concelfion 
ür eine bedeutende Bahn, ich glaube, die nach Lehrte, aus Parteilichkeit 
ür eine Bahn verzögert habe, bei ber er felbft intereſſirt wäre, und aus 
dieſem Grunde habe er ſeine Entlaſſung genommen. ; 

Andere jagen, es fei dem Einfluß des Hrn. Stroußberg agil, 
weil diefer Beamte feinem Syſtem entgegen geweſen fet. erden ſolche 
Dinge mit großer Autorität, nicht blos als el der Straße laufende Ge⸗ 
rüchte colportirt, dann muß vor dem Lande feſtgeſtellt werden, wie es eigent⸗ 
lich in der Eiſenbahnverwaltung zugeht. Ich habe le an erſt 
ſpäter erfahren, aber unklar, wie ich war, gegen alle Eiſenba 1 ge⸗ 

timmt, weil ich überall auf unſtatthafte Coalitionen, Intereſſen zu toBen 
rchtete. (Sehr richtig! links). Darauf habe ich mir gejagt und gegen an⸗ 
dere ausgeſprochen, es dürfe doch bei dieſer Sachlage nicht in dieſer Ge: 
möütblichleit der Eiſenbahn⸗CEtat abgemacht werden, das giebt ein falſches 
Licht im Lande, wenn wir uns hier humoriſtiſch unterhalten und die Klagen 
fliegen durchs Land. (Sehr wahr!) Als die Verhandlungen über den 
Eiſenbahn⸗Etat herankamen, meldete ich mich nicht zum Wort, ſondern war⸗ 
tete ab, ob nicht Einer der Redner zurückkommen würde auf dieſe Beſchwer⸗ 
den; erſt am Schluß der Discuſſion, wie das Büreau mir pielleicht bezeu⸗ 
gen wird, erſt als kein Redner in Beziehung auf die Gegenſtände, die ich 
mit vielen Abgeordneten vorher als der Discuſſion bedürftig gefunden hatte, 
eſprochen halte, meldete ich mich noch zuletzt zum Wort und warf nur die eine 
emerkung bin, daß es nicht fo gemüthlich im Lande zugehe, wie heute hier 
verhandelt jei. Meine Herren, ich hatte mich damals mit dieſen Beſchwer⸗ 
den noch nicht identificirt. Der Handelsminiſter verlangte Thatſachen und 
Namenangabe. Damit war ich zum erſten Schritte gezwungen, gezwungen 
mit Perſonen hervorzutreten, und in der That, wenn ich Beſchuldigungen 
anbringe, fo liebe ich es immer, nicht mit Infinuationen und hinten herum 
auf Jemand den Verdacht zu leiten, ſondern gana direkt zu bezeichnen, wen 
und was ich meine. Das iſt, meine ich, die Art, wie öffentliche Verhand⸗ 
lungen geführt werden ſollen. (Zuſtimmung.) 
etzt komme ich ſpeciell auf den Fall Wagener. Ich brauche nun blos 
zu ſagen, daß die Mittheilungen, die ich über den Herrn Wagener machte, 
mir bon einem höchſt achtbaren Mitgliede dieſes Hauſes zum Zwecke der 
Mittheilung gegeben wurden, welches mir auf meine Frage, ob es die Ver⸗ 
antwortlichkeit übernähme, antwortete, daß es dieſelbe übernähme. Die 
Mittheilungen ſind von einem Mitgliede des Hauſes, das nicht auf der 
linken Seite ſitzt, ſondern auf der rechten, von einem 0 be dee 8 des 
Herten Wagener und aus derſelben Provinz, um bie es fic) bei dieſen Bahn⸗ 
bauten handelt. Ich dürfte vielleicht noch ferner ſagen, daß ein anderes 
Mitglied dieſes Hauſes unter ſchriftlicher Beſcheinigung ſeiner Verantwort⸗ 
lichkeit die Mittheilung mir gemacht, gleichfalls zum Gebrauche vor dem 
Haufe, daß Herr Wagener eine Geldabfindung bekommen bat. (Hört! 
hort!) Ich würde damit nach den N Regeln des Anſtandes 
wahrſcheinlich meine Pflicht erfüllt haben, wenn zwei achtbare Mitglieder 
dicies Hauſes mir Thatſachen geben zum Zweck der Mittheilung in dieſem 
Haufe und unter ihrer Verantwortlichkeit. Thatſachen, die compromittirend 
ind, und wenn mir dieſe en auf Quellen zurückgeführt werden, die 
durchaus volle Glaubwürdigkeit beanſpruchen dürfen. Aber auf dem for⸗ 
malen Standpunkt bleibe ich nicht ſtehen. Ich geſtehe der Regierung und 
dieſem Haufe, daß ich von dem Tage ab, an welchem ich auf Grund ſehr 
glaubbajter Mittheilungen Namen und Perſonen hier genannt habe, 14 der 
allerſchlimmſten Tage meines Lebens deswegen zugebracht habe, weil ich 
je, Tage fortwährend darauf bedacht fein mußte, Material für die 
entige Sitzung zu ſammeln und dieſes Material zu ſichten, um Ihnen 
Glaubwürdiges und durchaus Beſtätigtes anzuführen, oder wenigſtens fo 
weit Beftitigtes, daß darauf hin eine Unterſuchung veranlaßt werden muß 
und nicht abgewieſen werden kann. (Zuſtimmung.) Daß mir ein foldes 
Geſchäft nicht ſonderlich zuſagt in Verbindung auch damit, daß ich den 
übrigen hochwichtigen Verhandlungen des Hauſes mehr, als mir gut thut, 
entzogen worden bin, werden Sie mir Alle glauben. : 
Ich habe keine Freude daran, mit Anſchuldigungen vorzugehen; ich 


65486 
wünſche allein, daß die Schäven des Landes hier verhandelt werden, daß 
man nicht von Mund zu Mund ſich die ſchlimmſten Dinge erzählt und die 
Volksvertretung keine Notiz davon nimmt. Einen leiblichen Eid will ich 
darauf ſchwören, daß, wenn überbaupt eine Ausnahme vorhanden fein ſollte, 
die bei weitem überwiegend große Mehrzahl unſeres Beamtenſtandes und 
unſerer parlamentariſchen Körperſchaften genug Sinn für das öffentliche 
Wohl hat, daß ſie jeden Schaden, der ihnen klar gelegt wird, ohne Unter: 
ſchied von ſich zurückweiſen und daß ſie nicht aus falſcher Scham auch nur 
meinen, daß ſie dem Vaterlande einen guten Dienſt leiſten, wenn ſie ſchwei⸗ 
en, wo ſie reden ſollten, wenn ſie die Unterſuchung und Klarlegung von 
ingen unterdrücken, welche in der That nicht ſchön ſind. Nachdem ich nun 
alſo dieſe Mittheilung gemacht hatte, iſt eine Berichtigung in der „Nordd. 
Allgem. Ztg.“ erſchienen. Da ich niemals die „Nordd. Allgem. Ztg.“ leſe, 
— denn ich habe nicht zu viel Zeit, mich mit Zeitungsleſen zu beſchäfkigen, 
— ſo habe ich dieſe Mittheilung durch die Zeitung erhalten. Ich habe nicht 
geahnt, daß dieſes Schriftſtück ein officiöſes fet, ſchon des groben Tones 
wegen. (Große Heiterkeit) Darin kommen, — ich weiß nicht wie viel — 
Unrichtigkeiten vor: der ꝛc. Lasker und dergl. kleine Kunſtſtückchen, wie man 
ie aus dem Bureau erhält. Offen geſtanden, ich habe die Feder des Herrn 
agener darin erkannt und zweifele nicht, daß jener Artikel von ihm aus⸗ 
gegangen iſt. Ich kenne feine Wendungen, die auch zum Theil in dem ber: 
eſenen an das Haus wiederkehren, und ich werde mich ſehr freuen, Herrn 
Wagener bei dieſem Handel in das rechte Licht zu ſtellen und ihn völlig 
von den Mitgliedern der Regierung zu trennen, und namentlich von den 
erlauchten Trägern zweier Sitze, zu denen er in naher Beziehung ftebt. 

Eine kleine Wendung, welche ſich unglücklicher Weiſe in den officiellen 
Brief eingeſchlichen, bitte ich zu beachten. Da heißt es, ich hätte gejagt, 
Herr Wagener hätte ſeine Conceſſion verkauft. Wir werden hiernach viel: 
fad) mit ſehr feinen Advokatenausdrücken zu thun haben. Ich habe nämlich 
tein Wort von Verkauf geſprochen, ſondern geſagt, Herr Wagener habe 
für ſeine erſte Conceſſion eine Geldabfindung erhalten, und dies 
baben mir glaubhafte Männer mitgetheilt. Ich beſprach mich mit Collegen, 
die mit der Sache betraut waren, und die fragten mich: „werden Sie denn 
wirklich beweiſen können, daß er die Conceſſion verkauft hat?“ Ich habe 
den Ausdruck nicht gebraucht, ſondern von Geldabfindung geſprochen; 
denn an dieſe läßt ſich das Kunſtſtückchen nicht knüpfen, daß dazu die Gas 
nehmigung gehört. Ich balte die Behauptung aufrecht und werde ſie be⸗ 
weiſen. Eigentlich iſt ſie ſchon in der Zuſchrift des Herrn Miniſterpräſiden⸗ 
ten bewieſen, und er hätte mir beigeſtimmt, wenn er den ganzen Sinn der 
Sache verſtanden hätte. (Große Heiterkeit.) Ich ſage es zur Ehre des Herrn 
Miniſterpräſidenten, daß er dieſe Transactionen nicht leicht verſtehen wird, 
ich habe ſie auch ſehr ſchwer verſtanden und erſt öffentliche Urkunden zur 
Hand nehmen müſſen. Selten bat man bei Anſchulbigungen in parlamen⸗ 
tariſchen Verhandlungen gerichtlich beglaubigte Abschriften, welche den An⸗ 
gegriffenen mit ſeinen eigenen Worten der ihm zur Laſt gelegten Handlun⸗ 
gen überführen. Der Geheimerath Wagener läßt in ſeiner Zuſchrift an die 
„Norddeutſche Allgemeine“, die er officihs indoſſiren läßt und in der heuti- 
gen Zuſchriſt an dieſes Haus ſagen: nicht ihm fet die Conceſſion ertheilt 
worden, ſondern einer Actiengeſellſchaft, welche die 3 Perſonen Schuſter, 
Oder und Wagener bilden. Sie werden dieſe 3 Perſonen ſehr genau im 
Sinne behalten müſſen. Nun ſagt aber der Herr Geh.⸗Rath Wagener in 
einer Zuſchrift an das Gericht, an welches er einen Proteſt richtet — Dinge, 
die ich Thur vorlegen werde —: Ich lege Proteſt ein als perſön⸗ 
licher Conceſſionar für die Eifenbabn. (Hört! hört!) Das ik fein 
wörtlicher Ausdruck, in einer öffentlichen Urkunde enthalten! 

Sie werden alſo daraus erſehen, daß Herr Wagener, wo er es braucht, 
wohl verſteht, daß er materieller Commiſſionär iſt, und daß er andernfalls 
ſich hinter die Redewendung flüchtet, daß nicht er, ſondern die Actiengeſell⸗ 
ſchaft die Conceſſion erhalten habe. Damit Sie wiſſen, m. H., woher ich 
dieſe Urkunde habe, fage ich Ihnen fofort, die Acten find hier beim Stadt⸗ 
gericht, bei den Beiacten zum Handels regiſter, und ich ſage ferner, daß dieſe 
Beiacten nach einer Inſtruction des Miniſters öffentlich ſind, und von Ser 
dermann eingeſehen werden können, damit nicht die Meinung entſtehe, daß 
ich durch Indiscretion dazu gekommen bin. — Nun werde ich eine kurze 
Schilderung geben, wie Herr Wagener ſich bei dieſer Bahn mit den genann⸗ 
ten drei Perſonen benommen hat, und werde dann auf die Geſchäftsführung 
zurückkommen. Sie werden aus den Formalitäen und anderen Dingen er⸗ 
ſehen, daß gewiß kein Privatmann und kein Beamter ſich zu dergleichen her⸗ 
geben kann; ich ma che abſichtlich keine Andeutungen, mit welcher Disciplin 
des Rechtsverfahrens ein 1 Verhalten zu thun hat. Alſo es hatten 
die Herren Oder, Wagener und Schuſter eine Actiengeſellſchaft gebildet, d. b. 
die drei Perſonen waren es und hatten es erklärt in dem Statut, das leider 
mit feinen Dunkelheiten, Unvollkommenheiten und Unzuläffigleiten von der 
königlichen Regierung beſtätigt worden iſt. (Hört! Hört!) In dieſem Statut 
haben dieſe drei Perſonen ſich erklärt, für die Mitglieder des Verwaltungsrathes 
und für die Direction der Eiſendahn bis zwei Sabre nach vollendetem Bau; 
dieſe drei haben als Mitglieder des Verwaltungs raths und als Direction 
zu fungiren, bis 2 Jahre nach vollendetem Bau! — Verſtehen Sie die De: 
deutung, m. H.? — Alle, die fich mit Eiſenbahnen beſchäftigten, werden die 
Bedeutung dieſes Satzes verſtehen. — Und dann war in dem Statut aus: 
geſprochen — Sie werden Alles durch öffentliche Urkunden belegt erhalten 
— daß alle diejenigen, welche mit Zeichnungen beitreten, ſich dieſem Statut 
unterwerfen. PP 72 

Die ganze Aetiengeſellſchaft war alſo von vornherein, wie fie mit Zeich⸗ 
nungen pevborivat — wenn fie überhaupt Zeichnungen gehabt hätte, was 
nicht der Fall war, wie ich ſpäter entwickeln werde — fie war berpflidtet, 
viejen Theil des Statuts anzuerkennen. Meine Herren, dieſes Statut wurde 
Aae an am 5. oder 7. Juli 1870, alſo nur drei oder vier Tage vor dem 

age, an welchem das bereits publicirte Geſetz über Actiengeſellſchaften in 
Geſetzeskraft treten ſollte. „Vor Thoresſchluß“ wurde noch ſchnell vieſe Cons 
ceffion beſchafft, um nicht der Prüfung nach dieſem neuen Geſetze unter: 
liegen zu müſſen, welches vier Tage ſpäter wirkſam werden jollte. In die⸗ 
ſem Statut ſtand der Paragraph, der hier angezogen iſt und deſſen Sinn 
der Herr Miniſterpräſident eben nicht verſtanden haben wird, daß die Grün⸗ 
der berechtigt ſeien, ſich einen Vortheil von der Generalverſammlung be: 
willigen zu laſſen. Dennoch hat die preußiſche Staatsregierung ein Statut 
beſtäligt welches gegen den Inhalt eines bereits erlaſſenen Geſetzes gerichtet 
war, nur daß es noch nicht Geſetzeskraft hatte, ein Fall, auf welchen in 
England eine Anklage gegründet werden könnte. Dieſe Conceſſion wurde fo 
beſtätigt. Nachdem nun die Herren die Conceſſion in Händen hatten und 
ſomit Herren des ganzen Materials waren, fo kamen fie am 28. Juli, um 
bei dem Herrn Handelsminiſter die Eintragung in das Handelsregiſter nach: 
zuſuchen! denn ſie mußten ſich dem neuen Gelebe unterwerfen. Auf dieſes 
Geſuch erwiderte das Stadtgericht ablehnend. Die Eintragung iſt nicht 
ſtatthaft nach dem neuen Geſetze; ihr werdet jetzt eine Actiengeſellſchaft, 
d. h. ibr müßt Zeichnungen nachweiſen, einen Aufſichtsrath bilden unb eine 
Zahlung von 10 Procenk nadive:fen, denn das neue Geſetz verbietet eben 
derartige Vergewaltigungen, daß drei Perſonen ſich zu Herren eines Capi⸗ 
tals von 3,760,000 Thaler machen können, auf dad noch kein Pfennig ein⸗ 
gezahlt war. Gegen dieſen Beſcheid wurde eine Beſchwerde an das Kam⸗ 
mergericht gerichtet, das jedoch die Erklärung des Stadtgerichts auf Zurück⸗ 
weiſung der Eintragung beſtätigte. E aire: 

Das geſchah im September und damit war die Sache vor den preußi⸗ 
ſchen Gerichten zu Ende; es habe keine Berufungsinſtanz mehr. Der Ge⸗ 
heimrath Wagner berief ſich aber doch noch auf den Herrn Juſtizminiſter, der 
ganz correct zurückſchrieb: ich kann in der Sache nichts weiter thun; das 
Einzige, was er gefälligkeisweiſe geihan hat, war, daß er das Kammer⸗ 
gericht nochmals zur Berichterſtattung aufforderte, Der Herr Handelsmi⸗ 
niſter war jedoch gefälliger als der Herr Juſtizminiſter, indem er ſich dahin 
ausdrückte, daß ſeiner Meinung nach die Eintragung nicht nothwendig fei. 
Vor dem Rechte würde ich ein ſolches Refcript dahin befördern, wohin es 
pat — in den Papierkorb. (Sehr wahr! links.) Meine Herren! Auf 

tund der nochmaligen Aufforderung forderte das Kammergericht ſeinerſeits 
nochmals Bericht don dem Stadtgericht ein und beſtätigte nochmals im 
November ſeine Eniſcheidung, und damit war die Sache zu Ende. Die drei 
Herren konnten nach dem ſehr ſchön angelegten Plane nicht zur Eintragung 
gelangen. Was thaten fie darauf? Darauf wurde eine General-Berfamm: 
lung einberufen — und nun, meine Herren, bitte ich genau Acht zu gehen, 
damit Sie wiſſen, mit einem wie feinen Geſchäftsmanne wir es zu thun 
haben. Die Einberufung erfolgte zum 29. September 1870. Dieſe Gene⸗ 
ralverſammlung war berufen, Alles zu erfüllen, was der Handelsrichter 
forderte und was namentlich darin beftand: 1) eine neue Aetiengeſellſchaft 
u bilden, das Statut ganz umzuarbeiten und 2) aus dem Statut zu ent- 
fernen die Remuneration für die Gründer und endlich einen Aufſichtsrath 
zu wählen, damit dieſer Aufſichtsrath doch eingetragen werden könne; und 
wiſſen Sie, wie das geſchieht? ich werde Ihnen nachher in der Beweisfüh⸗ 
tung zeigen, daß hier Strohmänner vorhanden geweſen find, welche die 
Generalverſammlung gebildet haben; indeſſen das ſcheidet für jetzt hier aus, 
und wir nehmen an, die Generalverſammlung fei richtig geweſen und da 
laſſen ſich die Herren von vornherein die 40,000 Thaler bon der Generalver⸗ 
ſammlung bewilligen, gerade wie Sie es in dem Briefe des Miniſterpräſi⸗ 
denten leſen und dann laſſen fie die beſchränkenden Beſtimmungen des 
Statuts wegſtreichen. (Hört! Hört!) ; 


Verſtehen Sie genau den Inhalt des Verfahrens? Das Geſetz verbietet, 
daß Vorteile gewährt werden ſollen an einen Actionär unter dem Namen 
eines Gründers. Daraufhin treten die Herren zuſammen, um eine neue 
Saco: zu bilden, laſſen ih in demſelben Akt, in welchem ber Bers 
waltungsrath gewählt wird, die verbotenen 40,000 Thaler genehmigen und 
ſtreichen fie aus dem Statut heraus. Die Statuten werden alſo ganz ver⸗ 
worfen, neu umgearbeitet und ſprechen nun von einer neuen Aktien⸗Geſell⸗ 
ſchaft. Dieſes Schriftſtück wird präſentirt im Februar zur Eintragung des 
neuen Verwaltungsralhs — es werden jetzt noch ſechs neue Perſonen zu⸗ 
gewählt — und zur Eintragung der neuen Geſellſchaft. Darauf rügte der 
Handelsminiſter dies mit der Behauptung, aft dies Alles ganz willkürlich, 
daß die ganze Verſammlung voller Unregelmäßigkeitenund nicht in der Lage 
ſei, eine neue Geſellſchaft zu bilden. Darauf 15 beſchwerten ſich die Herren 
beim Kammergericht, und während dieſe Beſchwerde noch beim Kammer⸗ 
gericht ſchwebt, nahmen die drei Herren die Beſchwerde zuräd, und ich weiß 
nicht aus welchem Grunde, es war ein neuer Handelsminiſter gekommen, 
der nur auf Grund des Reſcripts des Handelsminiſters ſich bewegen ließ, 
fie wieder als Handelsgeſellſchaft einzutragen. (Hört! hört! Pfui!) und 
nun nimmt Herr Wagener die Beſchwerde zurück und erklärt: Wir ſind 
die alte Geſellſchaft. Es geht aus den Akten nicht hervor, ob dies mit Zu⸗ 
mons der übrigen Mitglieder geſcheben ift, aber ich finde cine Be⸗ 
chwerde von einem Mitgliede, das mit in den Verwaltungsrath gewählt 
war, Herr Wagener wolle den Verwaltungsrath zum März nicht zuſammen⸗ 
rufen, er wiſſe den Grund nicht, und bittet, ihn einzutragen. Herr Wagener 
aber erklärt: wir ſind die alte Geſellſchaft mit den alten Statuten, mit den 
40,000 Thalern und mit allem, was daran hängt und als Verwaltungs⸗ 
rath derſelben mit der Vollmacht bis zwei Jahre nach vollendetem Bau 
werden ſie eingetragen. 

Dann wird eine neue Generalverſammlung einberufen, die wiederum 
ſehr in das Geb iet in der Puppenmaſchinerie gehörte und dem Herrn Ma: 
gener werden nunmehr die 40: oder 44,000 Thlr. bewilligt. Dann werden 
im Widerſpruch mit dem Statut ſechs neue Mitglieder in den Verwaltungs⸗ 
rath gewählt, wahrſcheinlich weil die betreffenden Mitglieder auch als Actios 
näre ſich ſpäter betheiligen wollten. Sie werden ſpäter erfahren, welche 
Herren es waren. Von jetzt ab waren es wieder neue Mitglieder, die zur 
Eintragung gekommen find. Im October tritt dieſer neue Verwaltungsrath 

uſammen und erwählt nochmals die drei leitenden Mitglieder des Aus⸗ 
ſchuſſes warum, weiß ich nicht. Und ſiehe da, ſtatt des Herrn Wagener 
wird Herr Schuſter zum Vorſitzenden gewählt und Herr Oder zum Stellver⸗ 
treter und ſo Herr Wagener von denen, welche er mitgeholfen hat zu Ver⸗ 
waltungsräthen zu machen, außer Beſitz geſetzt. Da erſcheint ein langer 
Proteſt des Herrn Wagener vom 5. Oetober; mich wundert nur, wie man 
zn öffentlichen Acten einen ſolchen Proteſt geben kann. Er erſcheint alſo 
bei dem Handelsminiſter und proteſtirt dagegen, daß Schuſter und Oder als 
Verwaltungsrathe eingetragen werden koͤnnten. Herr Wagener legt als 
bisheriger Actionär und Vorjigender des Verwaltungsraths Proteſt ein 
gegen die geſtern erfolgten Wahlen des Vorſitzenden und des Stellvertreters. 
Gedner macht an dieſer Stelle umfaſſende Mittheilungen aus dem o ffent⸗ 
lichen Handelsregiſter, in die Jedermann während der Dienſtſtunden einſehen 
kaun. Herr Wagener legt als „perſönlicher Conceſſionär“ und als bisberiger 
Vorſitzender des Verwaltungsraths unter dem 4. October 1871 Proteſt ein 
gegen die am Tage zuvor erfolgten Wahlen des Vorſitzenden und Stellver⸗ 
treters, gegen Herrn v. Arnim⸗Heinrichsdorf, gegen die Herren Kahle und 
Hackel und endlich gegen den Bankdirector Schufter, gegen den letztern, weil 
er in noch nicht abgewickelten Contractsverhältniſſen zur E⸗G. ftebt und die 
verbliebenen Differenzen fo erheblicher Art find, daß dieſelben ſchwerlich in 
Güte ihre Erledigung finden, ſondern voraus ſichtlich zu einem ſtrafgericht⸗ 
lichen Verfahren führen dürften.) 

Dies iſt alſo die Denunciation. Darauf die Antwort des Richters: es 
jei gar nicht der Lärm nöthig; die drei Herren ſeien Herren ber ganzen 
Materie; Wagener ſei auf ein ganzes Jahr gewählt, und ſo lange er nicht 
niederſege, könne Schuſter nicht an ſeine Stelle treten, und von einer Ein⸗ 
tragung könne nicht die Rede lein! — Da mit einem Male zieht Wagener 
feinen Proteſt zurück — was eine ganz gleichgiltige Thatſache iſt. Aber 
folgende notariell vollzogene Thatſache erſcheint im November. Herr Wa⸗ 

ener erklärt, daß er auf einige Zeit verreiſen müſſe und deswegen den 

orfig im Verwaltungsrathe niederlege, und nun treten die drei pelea 
Sduiter, Oder und Wagener zur Wahl eines neuen Vorfigenden zulammen 
und wählen einſtimmig zum Vorſitzenden Oder, zum Stellvertreter Schuster 
(Große Heiterkeit. Hört! Hirt!) Alſo dieſen früher von ihm angeſchul⸗ 
digten Menſchen wählt der Herr Wagener einige Zeit nachher zum Stell⸗ 
vertreter des Vorſitzenden im Verwalkungsrathe, und den Oder zum Vor⸗ 
ſizenden, beide Vertreter a Handlungen, mit welchen die Geſell⸗ 
chaft in ſo ſchweren erheblichen 2 ſteht, ſind nun die Herren die⸗ 
er Eiſenbahnen und aller Verträge! — Was liegt nun dazwiſchen? Da 
habe ich nun das Zeugniß eines Mannes, der ſich erboten hat, jedes Wort 
zu beſchwören, ſobald ihm die Gelegenheit zum Gide geboten werde, und 
ich habe reichliche Ac von dieſem Herrn erhalten und auch von an⸗ 
derer Seite mir reichlich zugegangene aan in allen Punkten beftätigt 
gemas Ich werde einen großen Theil derſelben nachher noch mittheilen. 

azwiſchen liegt ein Abkommen — und da komme ich auf die dünklen 
Worte in der Zuſchrift des Herrn Minifterpräfiventen — daß von der zu- 
gebilligten Abfindung von 40,000 Thlr. Wagener die Hälfte erhalten ſolle. 

Dieſes Abkommen war zwiſchen Schuſter, Oder und Wagener getroffen, 
und außerdem haben Schuſter und Oder die Zeichnung auf Actien, die 
Wagener ſelbſt gemacht hat und die vielleicht nach dem ſehr ſchlechten Courſe 
dieſer Actien einen ungeheuren Verluſt ergeben haben würde, bon jenem 
Herrn übernommen, um darauf hin die beiden Herren zum Vorſitzenden und 
Stellvertreter wählen zu können. Ich werde die Geſchäftsführung dieſer 
Bahn überhaupt bei der Geſchäftsführung der Bahnen erwähnen und Herr 
Wagener wird dabei noch mehrfach eine Rolle ſpielen. Alles, was ich Ihnen 
angeführt habe, bis auf den letzten Punkt, den ich durch Zeugenausſagen 
beweiſe, iit durch öffentliche Urkunden beglaubigt. Ich bin berpflichtet, den 
Namen Wagener von zwei erlaudten Perſönlichkeiten zu trennen, auf die 
das Vaterland mit Stolz blickt: der eine, Fürſt Bismarck, auf deſſen Bureau 
Herr Wagener fo lange geweſen iſt, der andere, der Minifterpráfivent, Gee 
neral⸗Feldmarſchall Graf v. Roon, auf deſſen Bureau Herr Wagener gegen⸗ 
wärtig noch der höchſte Beamte iſt. f 
Aber während alle dieſe ri Berlin borgingen, waren jene beiven 
in Frankreich beſchafligt in dem Dienfte des Vaterlandes und in glorreichen 
Thaten gegen das Ausland. Sie werden ſie nicht verantwortlich machen 
wollen für Dinge, die während dieſer Zeit ſelbſt von ihren höchſten⸗Beam⸗ 
ten in der Heimath vorgenommen ſind. H., wie ſind nun die Geſchäfte 
der Geſellſchaft geweſen? 3% muß die Thatſache hier wieder anführen, weil 
ich ja überhaupt an unglücklicher Weiſe durch den jetzigen Brief veranlaßt worden 
bin, Wagener zul anticipiren. Bis vor wenigen Minuten vor der öffentlichen 
Verhandlung — ober war es eine Stunde vorher — war ich nicht unters 
richtet, daß dieſer Brief zur Verleſung kommen ſollte. Ich hatte einige 
Hoffnung, daß wegen des Paſſus mit dem Rechtsanwalt von der Verleſung 
Abſtand genommen werden würde. (Hört! hört!) 

Ich muß noch einen Punkt erwähnen wegen der heiden anderen Con⸗ 
ceſſihnen. Ob Herr Wagener noch zwei andere Conceſſionen erhalten hat, 
ob die Sinie von Schneidemühl nach Poſen zuſammen eine Linie oder zwei 
ausmacht, darüber konnte ich ſelbſt nicht unterrichtet ſein, mir iſt es aber 
bon einem ſehr verehrten Mitgliede dieſes Hauſes geſagt worden. Richtig 
ijt, daß die Conceffion noch nicht ertheilt war, wohl aber die Genehmigung 
zu den Vorarbeiten. Ich möchte gern wiſſen, wozu ein Geheimrath im Dis 
niſterium Vorarbeiten betreibt, wenn nicht zu dem Zwecke, ſpäter die Cone 
ceſſion zu erhalten: das tft doch nur eine Ausflucht zu fagen: er habe noch 
nicht die Conceſſion gehabt, er habe gar nicht die Abſicht, eine ſolche zu er⸗ 
halten. Herr Wagener iſt meines Te nicht einmal Ingenieur, lediglich 
zum Spaße Vorarbeiten machen zu laſſen, das habe ich in der That nicht 
annehmen können — es ſind das wiederum Vorſchützungen, ich habe es aber 
nicht mit dem Wortlaute, ich habe es überhaupt mit dem Inhalte i thun, 
nicht mit dem kleinlichen Herumſtreiten um Worte. — Alſo der Fall Wagener 
fällt in das ſchlimme Syſtem Strousberg, obſchon erklärt wird, daß die 
Bahn nicht ausbedungen worden fet in Entrepriſe, ſondern fie werde in 
Regie gebaut Ich habe mich nach dem Ausdruck „Regie“ erkundigt. Es 
yt ein fremdes Wort und man kann ſpäter behaupten, es habe nicht dieſe 
Bedeutung. Ich habe aber gehört und zwar von einem ih ſachverſtändigen 
Eiſenbahnbaumann, daß Regie die Bedeutung habe, daß die Geſellſchaft 
ſelbſt unmittelbar mit denjenigen contrabire, welche den Bau ausführen und 
nicht Einem die Vorarbeiten übergeben, welche ſie weiter von Unter⸗ 
nehmern ausführen läßt. Iſt dies richtig, dann iſt dies eine Unwahrheit in 
oe es und amtlichen Schreiben, daß die Arbeiten in der Regie ges 
macht ſeien. 

Es ſind nämlich der Bahnkörper und die Herſtellung der ganzen Bahn 
bis auf die Beſchaffung der Betriebsmaterialien in eine Generalentrepriſe 
gegeben und zwar gegen die anſchlags mäßige Summe von 490,000 Thaler 


— 


gerade ſo, wie ſie der Handelsminiſter genehmigt hat; und es ſind dabei alle 


dieſe Scheinvorgänge 6 welche gewöhnlich im Syſtem Strousber 
ſtaltfinden, damit das Geſetz umgangen werden kann. Alles wohl ee 
bis auf die letzte Linie, nur noch ſchlimmer als gewöhnlich, denn wenn die 


Dilettanten eingreifen, machen fie es taufendmal ſchlimmer als bie berufs⸗ 


Nach Lasker, der 2½ Stunde geſprochen, erhielten noch das Wort die 


dargelegt hat. 
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mäßigen Schwindler. (Heiterkeit) Folaendermaßen hat ſich aun die Sache 
Wagener entwickelt. Im November 1869 erließen die Herren Schuſter und 
Wagener ein Circular, in welchem fie erklären, die pommerſche Centralbabr 
folle gebaut werden, und in dem Schlußpaſſus — ich werde ihn wöͤrtli 
berlejen, es wird ſich dabei zeigen, in welcher Weiſe und mit wie deutlichen 
Worten von der Wahrheit abgewichen worden iſt — in dem Schlußpaſſus, 
der an das Publikum gerichtet iit, und der zu Zeichnungen anlocken ſoll, 
heißt es: es iſt dem Comite im Nopember 1869 gelungen, unter guten Ver⸗ 
hältniſſen die Stammprioritäts⸗Actien und nicht einen unbedeutenden Theil 
der Stammactien feſt zu begeben und ſind die betreffenden Abkommen bereits 
vollzogen, überhaupt alſo Vorbereitungen getroffen, daß wenn nicht die Inter⸗ 
eſſenten ſelbſt hinter ihrer Aufgabe zurückbleiben, der Bau fofozt im nächſten 
Frühjahr beginnen kann. Wie hat es ſich nun damit verhalten Es wurden 
bon Herrn Wagener und Schuſter, ich weiß nicht, ob auch Herr Oder dabei 
war, vier Bände mit Zeichnungen beim Handelsminiſterium eingereicht — 
diejenigen Zeichnungen, welche der Herr Handelsminiſter neulich kritiſirte, 
und Sie werden ſehen, daß dieſes nebenſächlich hingeworfene Wort des Han 
delsminiſters eine ſehr tiefe Bedeutung hat, daß es ein Krebsſchaden der 
ganzen Eiſenbahn⸗Verwaltung ſeit Jahren ijt. E ; 

Da waren regelmäßig gana prompt 7,360,000 Thlr. Actien gezeichnet, zur 
Hälfte Stammprioritäten, 9 5 Hälfte Stammactien. In Wahrheit aber 
waren die allermeiften Zeichnungen Scheinzeichnungen. Die eine hat Herr 
Wagener ſchon als Scheinzeichnung bezeichnet, d. b. der Unternehmer hatte 
ungefähr eine Million Prioritätsactien in ſeiner Eigenſchaft als „Schuſter 
Gewerbehank“ gezeichnet und hat auf dieſe Zeichnungen bis anderthalb Jahre 
darauf nicht einen Pfennig aft wie u Wirklichkeit waren gezeichnet 
nach den Büchern der Geſellſchaft, wie ich durch Zeugenausſagen, die eidlich 
erhärtet werden können und demnach auch unter Berufung auf die Bücher 
der Geſellſchaft berichtet worden bin — ungefähr als Realzeichnungen 
420,000 Thlr. im Jahre 1871 oder 1872, ich werde das Datum noch nennen. 
Die Beamten hatten die Anweiſung aur zu klagen gegen die reellen Heid 
ner und nicht gegen die Scheinzeichner. (Hört! links.) Es wurde ihnen 
nicht geſagt: De aber fie wurden angewieſen, nur gegen bes 
ftimmte Perſonen zu klagen, gegen die anderen nicht. Ich weiß nicht, ob 
es heute geſchehen fei, aber bis gegen Ende 1872 war gegen die Schein⸗ 
zeichner nicht auf Einzahlung geklagt. Su den Scheinzeichnern gehört u. A. 
auch, wie ich nur beiläufig erwähne, der Bruder des Herrn Geh. Rath 
Wagener, der frühere Director an einer landwirthſchaftlichen Schule, der 
bon bier als Eiſenbahndirector mit jährlich 4000 Thlrn. engagirt war. 
(Hört! links.) Daneben auch ein Schwager des Herrn Wagener, der mit 
1200 Thlr. jährlich als Regiſtraturbeamter der Geſellſchaft angeſtellt wurde. 
Zu den Zeichnungen — die nicht eingeklagt wurden, hat auch Herr Schuſter 
gehört, der, wie Herr Wagener bezeugt, bis October 1871 nicht einen Pfennig 
eingezahlt bat; obſchon er i felber beſcheinigt hatte, daß 10 Procent ein 
gezahlt ſeien von ſämmtlichen Actionären, dieſe Beſcheinigung iſt von dem 
Herrn Handelsminiſter als ausreichend anerkannt worden. Alſo, meine 

erren, fo ſtand es mit den Zeichnungen. Uebrigens erzählt Herr Wagener 
elbſt, die Actien ſeien aus den Depoi3 eninommen, welche der Geſellſchaft 
gehören, während nach dem damals beſtehenden Geſetze dies verboten war. 
Dieſe Actien waren alſo unverausgabte Actien. Und nun, meine Herren, 
der weitere Beweis, wie die Zeichnungen in Wahrheit Fälſchungen waren, 
freilich nicht verfolgbare. (Wir müſſen hier des Raumes wegen die Rede 
des Abg. Lasker abbrechen; den Schluß wird das Morgenblatt enthalten. 


Miniſter Graf Roon und Graf Itzenplitz, deren Reden hier noch folgen 
mögen. D. Red. 2 3 OR - > 

Minifterprafivent Graf Roon: Meine Herren, es ijt nicht leicht ein 
widerwärtiges Thema mit größerem Intereſſe von mir angehört worden, 
und ich glaube, das liegt darin, daß es fo ſehr viel Neues war, was ich 
hörte. Faſt Alles, was der Vorredner mitgeiheilt hat, war für mich neu 
und ich kann ſagen, alles Erhebliche, was er mitgetheilt hat, war jedenfalls 
völlig neu für mich. Er hat ganz recht, wenn er es angedeutet hal: Wenn 
ich die Thatſachen fo gekannt hätie, wie er fie dem Hauſe dargeſtellt und 
Wenn ich die Ueberzeugung gewonnen hätte, die er ſich 
angeeignet, ſo würde ich neun den Brief an den Präſidenten des Hauſes 
nicht geſchrieben, jedenfalls nicht fo abgefaßt haben, als es geſchehen iſt. 
(Beifall) Ich wiederhole, m. H., wenn ich die Ueberzeugungen geiheilt 
hätte, vie ſich Herr Lasker angeeignet Hat. Das war aber keineswegs der 
Fall, ſondern das Gegentheil, und daher bin ich nur meiner Pflicht nach⸗ 
gekommen, einer Pflicht, die ich auch am Schluſſe des verleſenen Schreibens 
angedeutet habe. Die Regierung will ganz gewiß nun und nimmermehr, 
ebenſowenig wie irgend ein Patriot in Diefem Haufe, daß unſer preußiſches 
Beamtentbum corrumpirt werde, oder daß es corrumpirt erſcheine im Aus⸗ 
lande. Unſere Gegner würden ſich ja nur darüber freuen. Ich habe daher 


mit Anerkennung zu beget be, daß felbjt der Vorredner, jo febr er auch 


ſonſt in der Rolle des Anklägers aufgetreten ſein ma: doch anerkennt, daß 
ſeine Ermittelungen im Ganzen und Großen Anſchuldigungen gegen das 
preußiſche Beamtenthum nicht rechtferligen würden, — fo glaube ich ihn 
wenigſtens verſtanden zu haben (Zuſtimmung). Ich bin dafür ſehr dankbar. 

ie Staatsregierung hat aber die Pflicht, nicht allein den Irrwegen, die 
von einzelnen ihrer Angehörigen eingeſchlagen werden mögen, zu folgen, 
und fir zu verfolgen; or die Regierung hat auch die Pflicht, fie zu 
ſchützen vor Anſchuldigungen, die vielleicht zu Unrecht gegen fie erhoben 
werden. Die ſtenographiſchen Berichte der Zeitungen werden ja wieder in 
Ausführlichkeit alle die Behauptungen wiedergeben, die wir von dem Vor⸗ 
redner gehört haben, auch in Bezug auf den Beamten, den ich zu vertreten 
habe. Sie werden begreifen, meine Herren, daß in dieſen Anſchuldigungen 
ſehr vieles enthalten iſt, was als bös gravirend erſcheint; nach der Dar⸗ 
ftellung, die wir erhalten haben, habe ich wenigſtens den Eindruck davon 
empfangen (Bewegung); aber fern ſei es von mir, Jemanden zu verurthei⸗ 
len, ohne ihn gehört zu haben. (Zuſtimmung) Alfo nach dem alten Rechts: 
Grundſatze: man höre auch den anderen Theil, werde ich auch in dieſem 
Falle verfahren. (Sehr gut. Beifall) Ich enthalte mich jeder weiteren 
Beleuchtung deſſen, was ſich aus ſolchem Verfahren ergeben könnte. Eines 
möchte ich nur noch anführen, um dann meinem werthen Collegen ſehr gern 
das Wort zu überlaſſen, das iſt die von dem Vorredner angedeutete Abſicht, 
eine 4 von Thatſachen über dieſe Verhältniſſe zu beantragen. 
Ich muß im Allgemeinen bemerken, daß ich nicht wohl weiß, wo die Grenze 
zu finden ift zwiſchen den Verhältniſſen, die aufgeklärt werden ſollen, zwi⸗ 
ſchen den Thatſachen und dem Beamten, der bei dieſer Gelegenheit zu be⸗ 
zichtigen ſein wird. Ich muß alſo in dieſer Beziehung mir meine Ent⸗ 
ſchließungen vorbehalten, darüber, welche Stellung die Regierung annehmen 


wird zu dem Antrage des Herrn Lasker, zu befinden, wenn der Antrag 


; auf Conceffionen giebt, und daß alſo die Staatsregierun 
ziehung völlig freie Hand hat. E u 
noch tein Recht zur Conceſſion. Wenn dann bie Goncelfion ertheilt werden 


vorliegt. 

Handelsminiſter Graf zu Itzenplitz: Wenn ich auch nicht im Stande 
bin, auf Alles, was der Vorredner in Bezug aul meine Verwaltung vorge: 
bracht hat, gleich heute hier zu antworten, fo find es doch einige Punkte, 
die ich gleich berichtigen kann. Was zunächſt den zuletzt verleſenen Brief 
betrifft, wo es heißt, der Miniſter müſſe Görlitzer Eiſenbahnactien haben. 
(Unruhe.) So bitte ich, ſich gefälligſt an der Börſe zu erkundigen (Heiter: 
keit), ob ich irgend eine derartige Actie beſitze, weder Görlitzer noch irgend 
eine andere. (Unruhe.) Ja, meine Herren, erkundigen Sie ſich nur an der 
Börſe, da weiß man ganz genau, welche Miniſter Actien haben, und was 
ür welche fie haben. In Bezug auf die Wagner 'ſche Angelegenheit, auf die 

ehauptung, ich hätte gegen das neue Bunvesgeſetz die Conceffion bewilligt, 
da muß ich erwidern: ich behaupte, daß das Geſetz noch nicht giltig war, 
als ich die Conceſſion ee (Widerfprud, Unruhe und Heiterkeit.) 
Was nun mein Verfahren im Allgemeinen betrifft, ſo iſt das ſehr einfach, 
ich will es ihnen ganz klar legen und daraus wird ſich ergeben, daß immer 
febr viel im Lande fein müſſen, die mit mir unzufrieden find. Und die zu⸗ 
frieden ſind, die ſchweigen auch nicht ſtill, nein, die verlangen immer noch 
mehr. (Heiterkeit und Unruhe.) Wenn ein Comite ſich meldet, fo wird zu: 
nächſt geprüft, ob die Bahn wohl überhaupt irgend einen Nutzen für das 
Land hat oder nicht. Wenn das bejaht wird, erſt dann wird die Erlaubniß 
zu den Vorarbeiten erteilt, 

Im Uebrigen aber bemerke ich, daß dieſe Erlaubniß noch kein Anrecht 
in dieſer Be⸗ 
Alſo aus Erlaubni orarbeiten folgt 


kann und ich dann die Ueberzeugung gewinne, daß zu viel gefordert iſt, 


daß ich als Staatsbeamter billiger hätte bauen können, dann ſtreiche ich fo 


und ſo viel von der Summe herunter, und alle diejenigen, denen ich dieſe 

umme herunterſtreiche, die ſchreien dann. (Große Unruhe.) Alle die Um⸗ 
tände, die hier vorgehen zwiſchen den Herren Unternehmern, ja, die gehen 
mich⸗ja gar nichts an. Ich kann doch davon nichts willen. Ich verlange 
nur: ſtellt mir die Caution und dann baut in der und der Zeit; baut 175 


a ic dann ziehe ich die Caution ein. Wenn alſo hier Dinge paſſiren, die 


t in der Ordnung ſind, dann bin ich nicht Schuld daran dieſe Dinge 
unbedingt zu verhindern und zu verbieten, dazu fehlt mir die Macht in der 
Handhabe des Geſetzes. Summa summarum, ich habe es Ihnen ſchon fo 
Dit geſagt und wiederhole es heute, am beſten wäre es, daß künflig die 


Hauptbahnen nur aus Staatsbahnen beſtänden und höchſtens die Neben: 


Wliderſtand ſtoßen ſollten. 


geben. 


und Berbinhungshabnen Privatbahnen wären. — Heute in dieſem sa 


auf alles Weitere, was vorgebracht iſt, nod näher einzugehen, bin ich für 
jetzt nicht im Stande. i : 
Um 3% we vertagt fi das Haus in großer Bewegung bis Sonn⸗ 
r. 
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O Berlin, 7. Februar. [Der Cultus miniſter und die 
Biſchöfe. — Der Zuſtand Frankreichs.] Ja unſern Correſpon⸗ 
denzen begegnet man der Andeutung, der Cultusminiſter beabfichtige 
in Folge der biſchoͤflchen Denkſchrift mit der Zemporalienipesre gegen 
die Biſchöfe vorzugehen. Zu einer ſolchen Annahme geben jedoch die 
jüngſten amtlichen und halbamtlichen Erklärungen von Seiten der Tes 
gierung durchaus keinen Anhalt. Bei den Verhandlungen im Ab⸗ 
geordnetenhauſe hat ſich der Cultusminiſter unter Hinweis auf das 
Schreiben des Biſchofs von Paderborn und die damals ſchon ange⸗ 
kündigte Denkſchrift der Biſchöfe dahin ausgeſprochen, daß dieſe fo un: 
zweideutig in Ausſicht geſtellte Auflehnung gegen die Geſetze des 
Staats es der Regierung um ſo entſchiedener zur Pflicht mache, dle 
Herrſchaft des Geſetzes in wikſamer Welle ſicher zu ſtellen. In einem 
ähnlichen Gedankengange bewegten ſich auch die Auslaſſungen der „Prov. 
Correſp.“, die aber beſonders die Auffaſſung vertrat, daß das thats 
ſächliche Vorgehen der Biſchöfe ihren jetzigen Drohungen ſchwerlich 
entſprechen würde ſobald die Geſetze zur Geltung gelangt wären. Die 
Regierung ſieht die gegenwärtigen Manifeſte und Drohungen gewiß 
nicht als etwas Gleichgültiges an, aber fie behandelt fie zunächſt als 
das, was ſie gegenwärtig ſind, als Verſuche das Zuſtandekommen der 
Geſetze noch abzuwehren. In dieſem Stadium iſt eine zuwartende 


Haltung der Regierung noch berechtigt, dagegen wird ſie gewiß zur 


Action ſchrelten, wenn die in Kraft tretenden Geſetze auf thatſächlichen 
Ein Vorgehen im jetzigen Augenblick würde 
den Biſchöfen nur ein wohlfeiles Märtyrerthum bereiten. — Die 
„Revue des deux Mondes“ äußert ſich in ihrer Chronik 
ſehr beſorgt über die inneren Verhaͤltniſſe Frankreichs. Sie ſagt, 
daß die Kriſis, in welcher ſich Frankreich befinde, täglich bedenklicher 
werde. Während die Befreiung des Landes von der Occupation eigent⸗ 
lich der einzige Gedanke ſein müßte, ſei dieſelbe ſchon jetzt keineswegs 
die ſchwerſte Sorge. Die größte Frage ſei vielmehr, was man aus 
dem Lande machen wolle, deſſen Herrſchaft ſich die Parteien in der 
verderblichſten Welſe ſtreitig machen, bevor es noch befreit fet. Jeden 
Abend müſſe man ſich fragen, ob das Land nicht am anderen Morgen 
der Anarchie oder der Dictatur preisgegeben ſein werde. Es fehle 
dem Lande an jeder Leitung und die National⸗Verſammlung fei durch 
die Partelungen, die fie beherrſchen, völlig unfähig dieſe Leitung zu 
Die Dreißiger⸗Commiſſton fet ein kleines Parlament inmitten 
des großen Parlaments, ſei aber nicht im Stande, eine Formel zum 
Ausgleich zwiſchen dem Präſidenten und der Majorität zu finden. In 
Betreff der Fuflon tft die Revue vollſtändig ungläubtg, fie hält dieſelbe 
für ganz unmoglich, weil es ſich keineswegs bloß darum handle, 
zwei Prätendenten zu verſöhnen, ſondern zwei verſchiedene Traditionen, 
zwei gänzlich verſchledene Geſellſchaften. Wenn felbft die Prinzen ſich 
verſöhnten, fo würden doch die polliiſchen Urſachen, die bisherige Tren: 
nung fortbeſtehen. Die „Revue“ meint, daß wenn die Monarchiſten 
es zu neuen revolutionären Kriſen treiben, die Erbſchaft vermuthlich 
nicht der Monarchie, ſondern der erſten beſten Dictatur zufallen würde. 
Die Monarchiſten feten aber noch mehr clerical als legtitmifttid und 
hlelten es für ebenſo leicht, die Souveränetät des Papſtes in Rom 
wiederherzuſtellen, als den König nach Paris zu führen. Die „Revue“ 
hofft ſchlteßlſch, daß Frankreich durch die Nationalverſammlung noch 
dor der doppelten Gefahr eines Bürgerkrieges und eines europäiſchen 
Krieges bewahrt werde. — Es iſt immerhin wichtig, ſolche Aeuße⸗ 
rungen beſonnener franzöſiſcher Organe über die innere Lage des 
Landes zu regiſtriren. ; 

[Die Stadtverordneten⸗Verſammlung! begann geſtern 
die Berathung der Magiſtratsvorlage in Betreff der Canaliſirung 
Berlins bezw. Ausführung des Radialſyſtems Nr. 3. Nachdem ein 
Vertagungsantrag von der Verſammlung verworfen war, befürwortete 
der Referent Prof. Dr. Virchow und der eine Correferent, Dr. Stort, 
die Vorſchläge des Magiſtrais in eingehender Weiſe, wogegen der an⸗ 
dere Correferent, Dr. Schulz, ſich gegen die Canaltfirung ausſprach. 
Die Forifebung dieſes Correferats und der Discüſſton wurde auf die 
nächſte Sitzung vertagt. 

Dresden, 7. Februar. [Die Königin.] Nach dem heute aus: 
gegebenen Bulletin hat die Königin den größten Theil der Nacht 
ziemlich ruhig geſchlafen. Der Huſten tft noch ſehr anhaltend, aber 
das Fieber vollſtändig verſchwunden und das Allgemeinbefinden, abge⸗ 
ſehen von einer großen Schwäche, befriedigend. 

Stuttgart, 7. Febr. [Die zweite Kammer! hat nach zwei: 
tätiger Debatte beſchloſſen, der Regierung gegenüber die Erklärung 
auszusprechen, daß die von der Regierung vorgenommene Ausführung 
des Geſetzartikels über den Gewinnantheil des Staates an der würtem⸗ 
bergiſchen Notenbank dem Sinne des Geſetzes nicht entſpreche, zugleich 
aber die Regierung zu erſuchen, eine dem Geſetze entſprechende Aus: 
führung in der Weiſe herbeizuführen, daß der Staat das ihm zukom⸗ 
mende Drititheil des Gewinnes ohne Vorabzug der Tantiémen und 
des Reſervefonds erhalte. 


Deſterreich. 
Wien, 7. Febr. [Die verwittwete Kaiſerin.] Im Kräfte⸗ 


zuſtande der verwittweten Kaiſerin Carolina Auguſta war im Laufe des 


geſtrigen Tages eine Minderung eingetreten; auch zeigte ſich eine leichte 
Anſchwellung der Hände und Füße, zu welchem bei Beginn der Nacht 
ein vermehrter Fleberzuſtand hinzutrat. Gegen Morgen iſt indeß einige 
Erleichterung eingetreten. 

[In der heutigen Sitzung des Abgeordnetenhauſesj iſt 
der Geſetzentwurf wegen Zulaſſung ausländiſcher Verſicherungsanſtalten 
zum Betriebe innerhalb Oeſterreichs ohne weitere Debatte in zweiter 
und dritter Leſung angenommen worden. Bei der dann folgenden 
Berathung von Petitionen wurde von dem Abg. Rechbauer die Bor: 
legung der in der Thronrede verheißenen Geſetzentwürfe über das Ver: 
hältniß zwiſchen dem Staate und der Kirche in Erinnerung gebracht. 


Großbritannien. 

A. A. C. London, 5. Febr. [Dr. Heſſel.] Für Paſtor Dr. Heſſel 
fino bei der Redaction des „Daily Telegraph“ bis jetzt 163 fir. ein⸗ 
gegangen. Ferner hat die Rebaclton von den Juwelieren Upton und 
Huſſey einen reich verzierten ſilbernen Pokal von beträchtlichem Werthe, 
begleitet von nachſtehendem Briefe erhalten: 

„An den Redacteur des „Daily Telegraph.“ 

Mein Herr! Wir äberſenden Sónen einen ſilbernen Pokal zum Zweck 
der Ueberreichung an Dr. Heſſel und wir ſchlagen vor, daß er ihm mit der 
Börſe Goldes, die jetzt für ihn geſammelt wird, überreicht werde; ferner, 
daß er eine paſſende Inſchrift trage, welche die Theilnahme des engliſchen 
ee Le ihn in der Prüfung, die er unglücklicherweiſe durchzumachen 
hatte, bekundet.“ 


Die „Times“ widmen heute der Affaire Heſſel einen Leitartikel, 


in welchem fie gegen die Behandlung von Unterſuchungs⸗Gefangenen, y 


wie ſolche Dr. Heſſel zu Theil wurde, energiſch proteſtiren. 
„Nach einer ſolchen Enthüllung“ bemerkt das leitende Blatt — „iſt es 
unmöglich, daß das Syſtem unverändert gelaſſen werden kann. Wir ſind 


durch ſolche Behandlung eines Ausländers in gewiſſem Maßſtahe vor die 


Schranken der europäiſchen öffentlichen Meinung gefordert. Man mag 


ſich erinnern, daß vor nicht langer Zeit eine warme Conttoverſe in unſeren 
Spalten betreffs der Behandlung von Gefangenen in Deutſchland ent: 
brannte. Ein Herr beſchuldigte deutſche Gefängniß⸗ und Juſtiz⸗Bekörden 
der Anwendung von Barbareien, die faft auf Juſtiz Tortur hinauslaufen, 
und deutſche Rechtsgelebrte glaubten, es gehe ihre Ehre an, ſolche Angaben 
zu läugnen. Sie mögen nun erachten, daß uns Gleiches wirkſam mit 
Gleichem . wird, und wir ſind nicht in der Lage, die Thatſache zu 
beſtreiten. Wir müſſen jeden Anſpruch, die gerichtliche Procedur anderer 
Länder zu kritiſiren, aufgeben, falls wir nicht ſofort einer ſolch' ſchreienden 
Ungerechtigkeit in unſerer eigenen abhelfen.“ Br 
Prinz Napoleon hat mit feiner Gemahlin, der Prinzeſſin 
Clothilde London verlaſſen und ſich nach Prangins, Schweiz, zurück⸗ 
begeben. ; ; 
[Zum Untergang der „Northfleet.] Die gegen die Bean: 
nung des Dampfers „Murillo“ eingeleitete Unterſuchung nimmt ihren 
Fortgang. Ein Telegramm aus Cadix meldet, daß der dortige britiſche 
Conſul die Beſchlagnahme des Schiffes im Namen ſeiner Regierung 
verlangt habe. Der Capitän und die Mannſchaft, die zur Zeit des 
Zuſammenſtoßes die Wache auf dem Verdeck hatte, find gegenwärtig 
Gefangene an Bord eines Krlegsſchiffes, und die übrige Bemannung 
befindet ſich unter der Aufſicht einer Wache an Bord des „Murillo“ 
und darf ſich nicht ans Land begeben. Die Eigenthümer der „Nord: 
fleet“ haben beim Londoner Admiralitätsgericht einen Proceß gegen die 
Eigenthümer des „Murillo“ um Schadenerſatz für den Verluſt der 
„Northfleet“ angeſtrengt. Der Schadloshaltungsanſpruch beträgt 14,000 
Lſtel. Im Pollzeigericht in Gteenwich begann geſtern die vom Han: 
delsamte angeordnete Unterſuchung über den Untergang der , Northe 
fleet“. Der erſte Zeuge, Herr John Patton junior, der Beſitzer der 
„Northfleet“, machte Angaben über das Schiff, aus denen erhellte, daß 
es ſich in vortrefflicher Beſchaffenbett befand. Der officielle Schiff ⸗ 


inſpector bekundete, daß die Boote des Schiffes einen größeren aum 
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für Paſſagiere boten, als die Auswanderungs⸗Commiſſäre erforderten. 
Die Taucher haben noch immer nicht ihre Arbeiten begonnen und das 
Wrack mit ſeinen Maſten ſcheint eine Quelle der Gefahr für vorüber⸗ 3 
fahrende Schiffe werden zu wollen. Am Sonntag fuhr die amerita = 


niſche Barke „Imogene“, in Ballaft von Amſterdam nach Newyork 
beftimmt, gegen das Wrack an und wäre beinahe geſcheitert. Einer 
der Maſten wird demnach mit einer hellbrennenden Laterne verſehen 
werden. Da bis jetzt keine Leichen an's Geſtade geſchwommen find, 
macht ſich der Eindruck geltend, daß dieſelben eine ſtarke Strömung 
den Canal hinuntergeführt habe und an der franzöſiſchen Küſte zum 
Vorſchein kommen werden. ‘ 
Die Königin hat auf Vorſchlag des Herrn Gladſtone der Wiitwe 

des ertrunkenen Capitäns der „Northfleet“, Frau Knowles, in An⸗ 
eikennung des heldenmüthigen Betragens ihres verſtorbenen Gatten bei! 
dem Untergange dieſes Schlffes eine Jahrespenſton von 50 Pfd. St. 
aus der Givillifte ausgeſetzt. + ee 
Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Wniverfitats: — 

Sternwarte zu Breslau. f 
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Februar 7. 8. Rahm. 2 U. Abos. 10 U. Morg. 6 U. 
as AO e 33321 333% 27 383.077 
Luft wärme — 22 — 28 — 29 = 
Dunſtdru fk 17%29 133 1432 = 
Dunitfättigung ...-.. 79 pCt. 86 pCt. 87 pCt. R 
iit SER 2 O. 0 . 2 a 
Wee trübe. trübe. bedeckt. 


Breslau, 8. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. — 3. U.⸗P. — F. 3 8. 
Eisſtand. 


Berlin, 7. Februar. Die Nachricht von der Herabſetzung des Zinsſatzs 
für Wechſel und Lombard um % de ſeitens der preußiſchen Bank hatte weder 
Ueberraſchendes, noch erwies ſie ſich von Einfluß auf den Börſen verkehr. 
Es zeigte ſich im Gegentheil eine ausgeſprochene feſte Stimmung beute — 
eigentlich nur auf dem Gebiete der Induſtrie⸗Papiere. Alle übrigen Brcan⸗ 
chen litten unter der Zurückhaltung Seitens der Käufer; da aber anderer⸗ 

ſeits auch das Angebot nirgend dringend auftrat, fo ift der Gefammtdarats 

ter des Geſchaftes nicht eigentlich matt zu nennen. Die Spsculations. 
papiere ſetzten niedriger, als ihre geſtrigen Schluß courſe waren, ein und 
hierin auch nur einen ſehr beſchränkten Umſatz aufzuweiſen. Das Geſchäft 
ierin ſolgte den aus Wien eintreffenden Depeſchen, die auch von dort eine 
reſervirte und gedrückte Stimmung anzeigten. Die Mindereinnahme der 
Staatsbahn in jüngſter Woche hirfte ſich, wie in Wien gerüchtweiſe vers 
lautet, auf 100,000 fl. beziffern, und trug das Bekanntwerden dieſer Nach? 
richt ebenfalls zur Verſtimmung bei. Oeſterreichiſche Bahnen waren faſt 
allgemein niedziger und ohne Virkehr. In Oeſterrei biſchen Renten gingen 
nur ſehr geringe Poſten um, doch konnte der Cours um eine Kleinigkeit an⸗ 

Dom Loospapiere blieben ohne Veränderung. Franzöſiſche Rente feſt und 

elebt. Italiener fehr ftill zu geſtriger Notiz, Türken gut behauptet, Ame⸗ 92 
rikaner belebt, auch New-Dorter Stadt⸗Anleihe beſſer. Ruſſiſche Fonds recht 
ety aber nur in Pfd. Sterl.⸗Anleihe beſſeres Geſchäft. Deutſche und Preuß. E 
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onds feſt, aber ftill. Prioritäten begehrt und in ſehr feſter Haltung, haupt? 
ſächlich 4procentige Stettiner und Potsdamer. Auf dem Eiſenbahn⸗ Aalen. onal 
Geſchäft hatte die Lebendigkeit des Verkehrs weſentliche Einbuße erlitten. 
Die ſchweren Actien gaben a im Courſe nach, leichte Papiere hielten ih 
zwar ziemlich unverändert. Märkiſch⸗Poſener felt, Nahebahn belebt. Bahnen 
waren im Prämiengeſchäfte ſehr ſtill, einiger Verkehr fand in Lant- Action he 
edoch ftatt. A gewöhnlichen Verkehr waren Bank⸗Actien zwar felt, ohne 
ich aber durch regere Umſätze auszuzeichnen. Die beliebteren ſchweren Fa 
Bank⸗Actien ließen etwas nach. Als belebt und zum Theil höher find 
zu nennen: Deutſche Handels ⸗ Pd Allgemeine Dentide Hans ' 
dels⸗Bank, Central» Bank für Genoſſenſchaften, desgleichen für Bau 
ten, Barmer Bankverein, Elberfelder Disconto⸗Geſellſchaft, Geraer, Qurem 
burger und Eſſener Credit, Leipziger Vereinsbank; Commerzbank Securing _ 
rege auf ihre gewinnbringende Thätigkeit bei Braunſchweiger Kohlenwerk; 
desgl. gefragt Deutſche Nationalbank und Deutſche Creditanſtalt 106 bez. Gd., 3 
Dredd. Handelsbank 100% B., Hamburger Bank 111% bez. u. G., Leipziger 
Discoutobant 111 B., Wiener Arbitrage 131 G. In Induſtriewerthen fand 
ein reger Verkehr ftatt, wiederum waren es Berg⸗ u. Hüttenwerksgelien, die 
große Regſamkeit zeigten und vielfach im Courſe anzogen, ſo Chemnitzer 
Eiſengießerei, Hörder, Pinneberger, Bonifacius, Hagener Gußſtahl, Donners 
mard, Halberſtädter Eiſenwerke u. A. Cottage 100 Poſten bez., Oſtend, 
City, Centralfact. ſteigend, Rathenow opt., Faßfabr. beliebt, Braunſchw 
Kohlen 110—111—110 bez, u. G. Förſter Tuchfabr. 102, Berzelius 116 
bez. u. G., Harzer Union 1 bez. u. G., Gelſenkirchener Bergwerk 139 
—140—137 bez., Stadtberger Hütte 105 G., Weſtphalia, Waggon 117% Gn. 
e > (Bante u. H.⸗3) > 
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